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Instrumente für eine gerechte Stadt

IFIP-Jahrestagung 2014 am 12. 6. 2014 an der TU Wien
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Th emenschwerpunkt der IFIP-Jahrestagung 2014:
Gerechtigkeit.
Instrumente für eine gerechte Stadt

Johann Bröthaler, Michael Getzner, Gerlinde Gutheil-Knopp-Kirchwald 

 Am 12. Juni 2014 fand die dritt e Jahrestagung des Fachbe-
reichs Finanzwissenschaft und Infrastrukturpolitik im De-
partment für Raumplanung der Technischen Universität 
Wien statt . Sie widmete sich in diesem Jahr dem Thema „Ge-
rechtigkeit. Instrumente für eine gerechte Stadt“.
Soziale Gerechtigkeit ist ein bedeutender Pfeiler einer nach-
haltigen gesellschaftlichen Entwicklung. Die Wirksamkeit 
staatlicher Eingriff e für mehr Gerechtigkeit -  in der fi nanz-
wissenschaftlichen Sprache die Distributionsfunktion des 
Staates - mag jedoch bezweifelt werden: Die Daten zeigen 
für Österreich und für die meisten europäischen Staaten eine 
zunehmend ungleiche Verteilung von Einkommen und Ver-
mögen, steigende Wohnkosten, Menschen, die von ihrer Ar-
beit nicht würdig leben können (working poor) und andere 
Indikatoren, die auf Ungleichheit in der Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben schließen lassen. 
Welche staatlichen Instrumente können tatsächlich zu mehr 
Gerechtigkeit und Chancengleichheit beitragen? Wie ist die 
soziale Lage in Städten, z.B. in Wien, zu beurteilen, und wel-
che Konzepte und Instrumente aus Sicht der Stadtpolitik und 
der öff entlichen Haushalte sind notwendig und wirksam?
Um diese Fragen zu beleuchten und anregend zu diskutie-
ren, wurden – wie schon in den Jahren zuvor – versierte Ver-
treter/innen aus Wissenschaft und (Sozialplanungs-)Praxis 
zusammengeführt. Vier Vortragsimpulse, die jeweils unter-
schiedliche Dimensionen der sozialen Gerechtigkeit behan-
delten, wurden ergänzt durch einen Kommentar aus anderer 
Perspektive sowie eine anschließende Publikumsdiskussion. 
Nach der Eröff nung durch „Hausherrn“ Michael Getz ner 
lautete das Programm, dem auch die Artikelreihenfolge in 
der nun vorliegenden Dokumentation entspricht, wie folgt: 

1. Urbane (Un-) Gerechtigkeit: Die soziale Lage in 
Wien
Peter STANZL, DSA, M.A.S.
Leiter der Gruppe Sozialplanung der MA 24, Wien

Kommentar:
Univ.-Prof. Dr. Michael GETZNER
IFIP, Technische Universität Wien

2. Herausforderungen einer gerechten Wohnungs-
politik
Dr.in Gerlinde GUTHEIL-KNOPP-KIRCHWALD, 
Justin KADI, M.Sc.
IFIP/SRF, Technische Universität Wien

Kommentar:
Hermann SCHUSTER, DSA
Gruppenleitung Betreute Wohnformen, Caritas 
der Erzdiözese Wien

3. Stadtentwicklung und Polarisierung
FH-Prof. Dr. Marc DIEBÄCKER
FH Campus Wien

Kommentar:
Dr. in Gesa WITTHÖFT
ISRA, Technische Universität Wien

4. Soziale Sicherheit als zentrales Wirkungsziel
Mag.a Irene RIEGER
Fonds Soziales Wien

Kommentar:
Ass.-Prof. Dr. Johann BRÖTHALER
IFIP, Technische Universität Wien

Die weiteren Programmhöhepunkte der IFIP-Jahrestagung 
2014 waren die Verleihung des Egon Matz ner-Preises für So-
zioökonomie an Simon Sturn durch Dr.in Gabriele MATZ-
NER-HOLZER und A.o. Univ.-Prof. Dr. Wolfgang BLAAS 
sowie der Festvortrag „Raumplanung und Würde“ von 
Univ.-Prof. Dr. Ben DAVY (TU Dortmund) anlässlich der 
Buchpräsentation des Sammelbandes „Perspektiven der 
staatlichen Aufgabenerfüllung“, der dem Jubilar Prof. Schön-
bäck zum 70. Geburtstag gewidmet ist.
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Urbane (Un-) Gerechtigkeit:
Die soziale Lage in Wien

Peter Stanzl

1.  Einleitung
Trotz  hoher Lebensqualität, eines höheren Bildungsniveaus 
und höherer Durchschnitt seinkommen ist die Ungleichheit 
in Wien stärker ausgeprägt als in anderen Städten bzw. Re-
gionen in Österreich. Wien reiht sich damit in die Liste ver-
gleichbarer Städte wie London oder Berlin ein. Vor allem in 
hochentwickelten Ländern steht die soziale Integration in 
den Städten sehr oft in umgekehrter Relation zur wirtschaft-
lichen Entwicklung (Paradoxon der Städte).1 Diese Städte 
weisen eine höhere Arbeitslosigkeit und Armutsgefährdung 
auf und soziale Probleme (z.B. Wohnungslosigkeit) treten 
verstärkt auf.
Meist ist die Bevölkerungsstruktur dieser Städte heterogener 
und diverser. In Wien ist vor allem der höhere Migrations-
anteil der Bevölkerung hervorzuheben. Viele MigrantInnen 
verfügen nur über geringe berufl iche Qualifi kationen (z.B. 
„GastarbeiterInnengeneration“). Sie geraten durch die verän-
derten Rahmenbedingungen am Arbeitsmarkt zunehmend 
unter Druck und werden von besser gebildeten und zum 
Teil billigeren Arbeitskräften aus den neuen EU-Ländern 
verdrängt. Ebenso sind auch in Österreich geborene gering 
qualifi zierte WienerInnen diesem Verdrängungswett bewerb 
verstärkt ausgesetz t. Die schon zuvor bescheidenen Erwerbs-
einkommen fallen in der Arbeitslosigkeit noch geringer aus, 
sodass die Betroff enen auf zusätz liche soziale Unterstütz un-
gen angewiesen sind. Doch die Migration alleine erklärt das 
Phänomen einer größeren sozialen Ungleichheit in Wien 
nicht. Von den strukturellen Veränderungen am Arbeits-
markt ist Wien zum Teil stärker betroff en als andere Regionen 
in Österreich. So verzeichnete Wien in den letz ten Jahren ei-
nen starken Rückgang von Beschäftigungsmöglichkeiten für 
gering Qualifizierte, die somit zweifach unter Druck geraten 
sind. Das starke Bevölkerungswachstum wiederum führt zu 
einer Verknappung und Verteuerung von Wohnraum. Be-
sonders betroff en sind Personen, die neu auf den Wohnungs-
markt drängen (z.B. junge WienerInnen oder MigrantInnen).

1  Vgl. Die städtischen und regionalen Aspekte von Europa 2020. 
Siebter Zwischenbericht über den wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt, Europäische Kommission, 2011.

2.  Ungleichheit in Wien

Armutsentwicklung und 
Einkommensverteilung
Laut Statisti k Austria zählt Wien mit einer rund 25%igen Ar-
mutsgefährdungsquote (2012) in Österreich zu den Bundes-
ländern mit der höchsten Armutsgefährdung und stellt mit 
rund zwei Dritt el der BezieherInnen einer Bedarfsorientier-
ten Mindestsicherung (BMS) den Hauptt eil der BMS-Bezie-
herInnen in Österreich. Die Anzahl der BMS-BezieherInnen 
ist in den letz ten Jahren überproportional stark gestiegen 
(seit 2012 sind die Wachstumsraten allerdings in den meisten 
Bundesländern höher). Zurückzuführen ist dies nicht nur auf 
strukturelle Eff ekte (höhere Mindeststandards in der BMS 
etc.), sondern auch auf den Anstieg von Personen mit gerin-
gen Einkommen. So ist das unterste Einkommenszehntel in 
Wien angestiegen. Zählten 2008 nur 15% der Wiener Bevölke-
rung zum untersten Einkommenszehntel, waren es 2012 be-
reits 19%. Dies entspricht einem relativen Anstieg von 27%. 
Das Auseinanderdriften der Bevölkerung wird auch durch 
einen höheren Anteil am obersten Einkommenszehntel in 
Wien sichtbar (12%). Die Armutslücke (Intensität der Armut) 
in Wien beträgt 26%. Im Vergleich dazu liegt das Medianein-
kommen der armutsgefährdeten Personen in Österreich rund 
20% unter der Armutsgefährdungsschwelle.2

Vermögensverteilung
Nicht nur Einkommen sind in Wien ungleich verteilt, auch 
bei der Vermögensverteilung gibt es Unterschiede. Rund 40% 
der Wiener Bevölkerung weist so gut wie kein Vermögen auf. 
30% der Bevölkerung hält rund 92% des Vermögens. Der 
Gini-Koeffi  zient bei Nett overmögen liegt mit 0,80 über dem 
österreichweiten Koeffi  zienten mit 0,76.3

2  Vgl. EU-SILC, Statistik Austria, 2013
3  Vgl. Wiener Sozialbericht – Wiener Reichtumsbericht 2012, 

Stadt Wien, 2012
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Arbeitslosigkeit
Ähnliche Unterschiede sind auch der Arbeitslosenstatistik zu 
entnehmen. 2013 betrug die Arbeitslosigkeit in Österreich 4%. 
In Wien lag sie mit 8,4% doppelt so hoch. Nur in den ersten 
Krisenjahren (2008 und 2009) verzeichnete Wien im Vergleich 
zu den meisten anderen Bundesländern einen geringen An-
stieg der Arbeitslosigkeit. Seit 2011 steigt die Arbeitslosigkeit 
in Wien wesentlich stärker an als in Gesamtösterreich.

3.  Leistungen der Stadt
Die Stadt Wien gibt pro Jahr rund 2,7 Mrd. Euro für Sozi-
alleistungen aus. Dies entspricht rund einem Viertel der 
Gesamtausgaben der Stadt. Der Anteil der Ausgaben für So-
zialleistungen an den Gesamtausgaben ist seit Jahren kons-
tant geblieben. Allerding ist das Budget (und somit auch das 
Sozialbudget) – vor allem mit Beginn der Wirtschaftskrise – 
laufend gestiegen. Den größten Anteil an den Sozialausgaben 
weisen Pfl ege- und Betreuungsleistungen sowie alle Leistun-
gen für Kinder, Jugendliche und Familien auf.
Die Sozialleistungen des Landes sind vorwiegend dem Typ 
der bedarfsgeprüften Leistungen zuzuordnen. Der Großteil 
der Leistungen wie Pfl ege und Betreuung, Wohnungslosen-
hilfe, BMS oder mit Einschränkungen die Behindertenhil-
fe stellen Sozialhilfeleistungen dar. Flankiert werden diese 
Leistungen sehr oft von Beratungs-, Betreuungs- und Unter-
stütz ungsangeboten (z.B. sozialarbeiterische Beratung). Im 
Unterschied zu den Bundes- oder Sozialversicherungsleis-
tungen (z.B. Arbeitslosenversicherung, Kinderbetreuungs-
geld) sind die Landesleistungen vorwiegend Sachleistungen. 
Die Sozialausgaben der Länder nehmen im Vergleich zu den 
Sozialausgaben des Bundes (inkl. der Ausgaben der Sozial-

versicherung) eine untergeordnete Rolle ein. Zu bemerken 
ist aber, dass die strukturellen Veränderungen am Arbeits-
markt teilweise zu einer Erosion des ersten sozialen Siche-
rungsnetz es und zu einer Verlagerung in das zweite bzw. 
letz te soziale Sicherungsnetz  (z.B. in die Bedarfsorientierte 
Mindestsicherung) geführt haben. Rund 8% der Wiener Be-
völkerung ist mitt lerweile von (meist ergänzenden) Leistun-
gen der BMS abhängig. Die BMS stellt eine Art Grundsiche-
rung dar, die – trotz  zahlreicher Verbesserungen – nur ein 
bescheidenes Leben ermöglicht. Gerade für die BezieherIn-
nen niedriger Einkommen sind daher zusätz liche Angebote 
wie der Wiener Mobilpass oder der kostenlose Kindergarten, 
der soziale Wohnbau in Wien („leistbares Wohnen“) sowie 
der niederschwellige Zugang zu den sozialen Dienstleistun-
gen von entscheidender Bedeutung. Soziale Infrastruktur 
und soziale Leistungen tragen ihren Teil zu einer gerechte-
ren Gesellschaft bei. Ihre Wirkungen dürfen aber nicht über-
schätz t werden, da sie eher kompensierend sind und an den 
Ursachen von sozialer Ungleichheit wenig ändern. Erst in der 
Kombination mit präventiven und integrierenden Maßnah-
men können sie zur Überwindung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung beitragen. Die Stadt Wien hat daher ihre Sozi-
alpolitik in den letz ten Jahren stärker nach diesen Prinzipien 
ausgerichtet und zahlreiche Maßnahmen geschaff en. Soziale 
Gerechtigkeit ist jedoch keine exklusive Aufgabe der Sozi-
alpolitik, sondern bedarf umfassenderer politischer Inter-
ventionen in allen Politikfeldern (Beschäftigungspolitik, Bil-
dungspolitik etc.). Letz tendlich kann Sozialpolitik nur dann 
erfolgreich sein, wenn das Ziel einer gerechteren Gesellschaft 
Einzug in alle Politikbereiche hält. Derzeit werden viele ge-
sellschaftliche Probleme an die Sozialpolitik delegiert, die 
weder die entsprechenden Instrumente und Mitt el noch die 
gesellschaftliche Legitimation und Akzeptanz dazu hat, die-
se zu lösen.
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Gerechte Stadt – gerechte Wohnungspolitik?
Gerlinde Gutheil-Knopp-Kirchwald, Justin Kadi

1.  Zugänge aus der Planungstheorie
In der planungstheoretischen Literatur wird man vergeb-
lich nach einer Defi nition für „gerechte Wohnungspolitik“ 
suchen. Im jüngeren, vor allem angloamerikanischen, pla-
nungswissenschaftlichen Diskurs sind jedoch die Begriff e 
der „gerechten Stadt“ („just city“) sowie der „räumlic hen 
Gerechtigkeit“ („Spatial justice“) zunehmend präsent. Als 
die prominentesten Beispiele können die Arbeiten von S. 
Fainstein zur „Just City“ (1999, 2010) und E. Soja („Seeking 
spatial justice“, 2010) genannt werden. Beide nehmen un-
abhängig voneinander auch Bezug auf frühere theoretische 
und politisch/aktivistische Ansätz e (insbesondere: Harvey 
1974, Social Justice and the City, und Lefebvre, 1968, Le droit 
à la ville). Sowohl bei Fainstein, als auch bei Soja lassen sich 
Aussagen dazu fi nden, wie (und wo) in der „gerechten Stadt“ 
gewohnt wird und welche Rolle die Wohnungspolitik dabei 
spielen sollte.
Vergleicht man die Konzepte der „gerechten“ Stadt mit den 
klassischen drei Gerechtigkeitskonzepten (Leistungsgerech-
tigkeit, utilitaristische Gerechtigkeit, soziale Gerechtigkeit), 
so zeigen sie eine deutliche Nähe zu letz terer, der sozialen 
Gerechtigkeit. Diese wurde von John Rawls („Eine Theorie 
der Gerechtigkeit“, Rawls 1979) in seinem berühmten Ge-
dankenexperiment, dem „Schleier des Nichtwissens“ fol-
gendermaßen hergeleitet: Wüssten wir nichts über unsere 
zukünftigen Begabungen und unsere Position in der Gesell-
schaft, würden wir mit allen anderen solche Regeln aushan-
deln, die sicherstellen, dass sie vor allem den Schwächsten 
nütz en („Gerechtigkeit als Fairness“: Gerecht ist, was dem 
Schwächsten nütz t). 
In der „gerechten Stadt“ sind demnach öff entliche Interven-
tionen vorzusehen, die vor allem die Situation von benach-
teiligten Haushalten verbessern. Der Fokus liegt, räumlich 
diff erenziert, auf den sozialen Fragen der Stadtentwicklung; 
Ziele und Maßnahmen der Planung werden primär aus ver-
teilungsorientierter Sicht evaluiert. Für Fainstein sind die 
Prinzipien einer gerechten Stadt „equity“, „diversity“ und 
„democracy“, also sozialer Ausgleich, Vielfalt und Demokra-
tie, wobei sie auch auf Zielkonfl ikte zwischen diesen Prin-
zipien hinweist und im Zweifelsfall dem sozialen Ausgleich 
den Vorrang einräumt. Daraus kann in Bezug auf die Woh-
nungspolitik folgendes abgeleitet werden: 
Ein unregulierter Markt führt in Räumen hoher Att raktivität 
(Städten) zu Ungleichheiten, die zur Folge haben, dass är-

mere Haushalte keine adäquate Wohnung fi nden können. In 
der gerechten Stadt braucht es daher Staatsintervention, um 
(einen Teil der) Wohnungen vom Markt abzukoppeln bezie-
hungsweise zu de-kommodifi zieren (Fainstein, 2010, 175f). 
Vereinfacht gesagt, hat „Wohnen in der gerechten Stadt“ fol-
gende Merkmale:

1. Es gibt in der Stadt ausreichend leistbaren Wohn-
raum für ärmere Haushalte (Grundrecht auf Woh-
nen). Bei allen neuen Wohnprojekten werden auch 
Einheiten für Haushalte unter dem Einkommens-
median zur Verfügung gestellt. „Leistbare“ Woh-
nungen müssen dauerhaft in dem Pool für „leist-
bare Wohnungen“ verbleiben (vgl. Fainstein 2010: 
172)1. 

2. Die Wohnmöglichkeiten für ärmere Haushalte be-
schränken sich dabei nicht auf benachteiligte Stadt-
viertel, sondern fi nden sich auch in att raktiveren 
Gebieten, wodurch die sozial-räumliche Segregati-
on vermindert wird (vgl. Soja 2010).

2.  „Gerechte Stadt“:    
Idealtyp oder real existierend?
Die „gerechte Stadt“ im Verständnis von Fainstein trägt Züge 
eines (nicht erreichten) Idealbilds oder, wenn man will, einer 
Stadtutopie. Jedenfalls wird ein normativer Anspruch formu-
liert. „To me, that goal is the just city, working toward it requires 
(…) both critique and vision“ (Fainstein 2012: 171)
Dennoch liegt den Ansätz en von Fainstein und Soja empi-
rische, vergleichende Stadtforschung zugrunde. Während 
Soja in erster Linie US-amerikanische Städte (und insbeson-
dere Los Angeles) als Fallbeispiele wählt, handelt es sich bei 
Fainstein um eine Gegenüberstellung von europäischer und 
amerikanischer, bzw. von regulierter und marktliberaler 
Stadt. Dabei wird auch Anlehnung an die Literatur zur „eu-
ropäischen Stadt“ (Musterd & Ostendorf, 1994) genommen. 

1  Bei beiden Forderungen, sowohl dem verpfl ichtenden Kontin-
gent, als auch der dauerhaften Sozialbindung, erlaubt Fainstein 
Ausnahmen, solange dadurch die Quantitäten nicht verändert 
werden: So dürfen „leistbare“ Wohnungen auch anderswo als in 
dem betreff enden Neubauquartier bereitgestellt werden, und sie 
dürfen langfristig auch ihren „Sozialstatus“ verlieren, solange 
ein 1:1 Ersatz  sichergestellt wird.
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Ausführlich widmet Fainstein sich dem Vergleich von New 
York, London und Amsterdam (Fainstein, 2010: 87-164). So 
beschreibt sie, dass de-kommodifi zierte Wohnungsmärkte in 
europäischen Städten mit geringeren Wohnungsproblemen 
und geringerer sozial-räumlicher Spaltung einhergehen – 
Amsterdam wird dabei als besonders positives Beispiel he-
rangezogen.
Auch in den Arbeiten Fainsteins wird eines rasch klar: In dem 
Moment, in dem wir über die „gerechte Stadt“ nicht mehr 
als Ideal-, sondern als Realtyp sprechen, geht es vielmehr um 
ein Kontinuum als um eine diskrete Kategorie: die gerechtere 
Stadt. Ist die konkrete Stadt, die ich betrachte, gerechter als 
eine andere? Ist sie gerechter als vor 30 Jahren? Wie kann sie 
gerechter werden?

3.  Beispiele für gerecht(er)e Städte  
in Bezug auf Wohnen: Amsterdam 
und Wien
Wir wollen nun bewusst zwei Städte näher betrachten, die 
nach den zuvor beschriebenen Merkmalen und insbesondere 
in Bezug auf die Wohnungspolitik als Beispiele für gerechtere 
Städte dienen können: Amsterdam und Wien.

3.1.  Amsterdam als Beispiel für eine  
gerecht(er)e Stadt
Amsterdam zeichnet sich traditionell durch eine umfassende 
Politik zur De-Kommodifi zierung von Wohnraum aus. Die 
Wurzeln der interventionistischen Wohnungspolitik gehen 
auf die Anfänge des 20. Jahrhunderts zurück, als das Woh-
nungsdekret 1901 die Möglichkeit für Wohnungsbereitstel-
lung abseits privater Anbieter auf nationalstaatlicher Ebene 
gesetz lich verankerte. Ab diesem Zeitpunkt wurde De-kom-
modifi zierung landesweit zunehmend wichtiger, vor allem 
in den Städten. Es dauerte allerdings bis in die 1950er Jahre, 
dass die nationalstaatliche Politik zur Einschränkung des pri-
vaten Markts in breiterem Maß Einfl uss auf das Wohnungsan-
gebot gewonnen hat. Die niederländische Wohnungspolitik 
der Nachkriegsjahre wurde dabei weniger durch sozialpoli-
tische Ansprüche getrieben, als vielmehr durch ökonomische 
Prinzipien des keynesianischen Wirtschaftsmodells: niedrige 
Wohnkosten für einkommensschwache Haushalte wurden 
als ein zentrales Instrument gesehen um Lohnkosten niedrig 
zu halten und damit die internationale Wett bewerbsfähigkeit 
zu fördern (Boelhouwer et al. 1992). 
Diese Politik fußte im Wesentlichen auf drei Säulen: 

 Der umfassenden Förderung von sozialem Wohn-
bau durch Objektförderung. Seit den 1970er Jahren 
wurde dieses System zunehmend durch Subjekt-
förderungen ergänzt.

 Einem System zur strikten Mietregulierung. Mieten 
richten sich nach der Ausstatt ung der Wohnung; 
Mietniveau und die möglichen Mietsteigerungen 
werden parlamentarisch festgesetz t; es besteht ein 
umfassender Mieterschutz  in Bezug auf Kündi-
gungsmöglichkeiten von Seiten des Vermieters.

 Die Institution der Wohnungsgenossenschaften, 
die im Gegenzug für Förderungen der öffentlichen 
Hand sozialen Wohnbau zur Verfügung stellen 
und verwalten.2 

Obwohl die Wohnungspolitik der Nachkriegszeit in den 
Niederlanden vor allem von nationalstaatlicher Seite voran-
getrieben wurde, hat sie, aufgrund ökonomischer und politi-
scher Faktoren, verstärkte Relevanz in Städten erhalten, wie 
etwa Amsterdam. Ein wichtiges zusätz liches wohnungspo-
litisches Segment in Amsterdam ist der öffentliche Einfl uss 
auf den Bodenmarkt. Amsterdam, wie auch eine Reihe an-
derer großer Städte in den Niederlanden, hat den Großteil 
an Grund und Boden in der Stadt im Eigentum und vergibt 
Pachtverträge für die Errichtung von Wohnungen. 
Mithilfe dieser Instrumente zur Bereitstellung von sozialem 
Wohnbau, der Mietregulierung sowie der aktiven Bodenpo-
litik, hat Amsterdam im Verlauf des 20. Jahrhunderts eine 
umfassende Abkoppelung des Wohnraums vom privaten 
Markt erreicht. Der Einfl uss des privaten Kapitals wurde da-
bei soweit zurückgedrängt, dass etwa Van der Veer & Schu-
iling (2005) vom Amsterdamer Wohnungsmarkt als einen 
„Pseudo-Markt“ sprechen. 

Wohnungsmarktsektoren
Die Struktur des Wohnungsmarkts in Amsterdam refl ek-
tiert den Einfl uss der beschriebenen Politik und zeigt die 
Relevanz staatlicher Intervention. Im Jahr 2009 umfasst der 
Wohnungsmarkt rund 390.000 Wohnungen. Fast die Hälfte 
davon (49%) gehören zum sozialen Wohnbau (Abb. 1). Die 
Mieten in diesem Sektor sind reguliert und Wohnungen 
werden nach festgesetz ten Vergaberichtlinien vergeben.  Ei-
gentumswohnungen sind der zweigrößte Sektor, mit knapp 
einem Dritt el des Wohnungsangebots. Der private Mietwoh-
nungsmarkt macht mit etwas mehr als einem Fünftel aller 
Wohnungen den dritt größten Sektor aus. Rund 80% dieses 
Sektors haben eine sogenannte soziale Wohnungsfunktion. 
Diese Wohnungen fallen ebenfalls unter Mietregulierung 
und bei jeder zweiten Wohnungsvergabe wird die / der Mie-
terIn von Seiten der öff entlichen Hand zugewiesen. 

Relevanz staatlicher Intervention für Wohnkosten und 
Wohnqualität
Internationale Studien haben für die Niederlande wieder-
holt eine vergleichsweise hohe Wohnqualität bei gleichzeitig 
moderatem Wohnkostenniveau gezeigt. In Bezug auf Woh-
nungsüberbelag etwa weisen die Niederlande den zweit-
niedrigsten Wert unter allen EU-27 Ländern auf (Rybkovska 
& Schneider 2011: 3). Bei der Rate der wohnungsbezogenen 
Deprivation (undichtes Dach, kein Bad / Dusche, keine Toi-
lett e, schwache Belichtung) rangieren sie an dritt bester Stelle 
aller EU-27 Länder, hinter Dänemark und Schweden (ibid.: 
5). Einer Studie der fi nanziellen Belastung von Haushalten 
unter den EU-15 Ländern zufolge, ist der Anteil an Haushal-
ten mit fi nanziellen Schwierigkeiten aufgrund von Wohnkos-

2  Vor allem in den 1950er und 60er Jahren wurde sozialer Wohn-
bau in einigen Städten auch durch die Verwaltung selbst bereit-
gestellt. Dieses Modell hat seit den 1980ern aber zunehmend an 
Bedeutung verloren. 
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ten in den Niederlanden am niedrigsten (im Jahr 2004; Tsen-
kova 2008: 33). 
Ähnliche Ergebnisse finden sich auch für Amsterdam in 
Studien zu internationalen Städtevergleichen, wobei hier 
vor allem der positive Einfluss des sozialen Wohnbaus 
hervorgehoben wird (Fainstein, 2010; Kadi & Ronald, 2014). 
Van der Veer & Schuiling (2005)  betonen beispielsweise die 
qualitativ hohe Wohnqualität und das moderate Mietniveau, 
das der Sozialwohnungssektor bietet. Gleichzeitig fördert 
dieser aufgrund seiner geographischen Verteilung auf un-
terschiedliche Viertel die sozial-räumliche Mischung und 
vermindert damit Segregation (Musterd, 2014). Nicht zuletz t 
wird in der Literatur der hohe Grad an sozialer Durchmi-
schung innerhalb des Sektors hervorgehoben, was einen we-
sentlichen Unterschied etwa zu armutsdominierten „Public 
Housing“ Sektoren in vielen US Städten darstellt (ibid.). In 
Amsterdam steht sozialer Wohnbau traditionell für niedrige 
und mitt lere Einkommensschichten zur Verfügung. Abbil-
dung 2 (Seite 14) veranschaulicht das.

3.2.  Wien als Beispiel für eine gerecht(er)e 
Stadt
Auch Wien ist traditionell durch eine starke Staatsinterven-
tion im Wohnungsmarkt und eine Politik der De-Kommodi-
fi zierung von Wohnraum geprägt. Am deutlichsten drückt 
sich dies im europaweit höchsten Anteil an kommunalen 
Wohnungen aus: Insgesamt knapp 220.000 Wohnungen oder 
22 % des Wiener Wohnungsbestands sind Gemeindewoh-
nungen. Neben der staatlichen (kommunalen) Bereitstellung 

von Wohnungen sind aber auch andere wohnungspoliti-
schen Instrumente von hoher Bedeutung in Wien:

• Aktive Bodenpolitik durch den Wohnfonds Wien 
zur Bereitstellung von Flächen für den geförderten 
Wohnbau

• Förderung und steuerliche Begünstigung des 
„dritt en Sektors“ (Wohnungsgemeinnütz igkeit); 
hohe Bedeutung der gemeinnütz igen Wohnbau-
vereinigungen

• Regulierung des privaten Wohnungsmarkts durch 
das Mietrecht

• Angebots- und nachfrageseitige Anreize: Wohn-
bauförderung (Objektförderung zur Senkung der 
Produktionskosten), Wohnbeihilfen und –zuschüs-
se (Subjektförderungen zur Erhöhung der Kauf-
kraft von Haushalten), Qualitätssicherungsinstru-
mente (z.B. Bauträgerwett bewerbe)

Zusätz lich ist auch das erklärte politische Committ ment zur 
Sicherung der Wohnversorgung zu erwähnen, das im Woh-
nungssicherungsgesetz  2013 seinen Niederschlag fi ndet. 
Ziele des Gesetz es sind vorrangig die Verhinderung von De-
logierung und Obdachlosigkeit, die Vermeidung der Eskala-
tion von Konfl ikten und die Unterstütz ung des friedlichen 
Wohnens und Zusammenlebens (vgl. WSG 2013, §1 (2)); zur 
Erreichung der Ziele werden einzelfallbezogene, trägerüber-
greifende Maßnahmen ergriff en. 

 
Quelle: Wonen in Amsterdam (WiA) Survey, eigene Berechnungen

Abb. 1. Wohnungsmarktsektoren Amsterdam, 2009
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Wohnungsmarktsektoren
Die hohe Bedeutung der staatlichen Leistungserbringung 
und Regulierung spiegelt sich auch quantitativ am Wiener 
Wohnungsbestand wider: Insgesamt ca. 374.000 Wohnun-
gen, das sind 38% des Gesamtwohnungsbestands bzw. mehr 
als 50% aller Mietwohnungen, stehen im Eigentum einer 
Gebietskörperschaft (meist: Stadt Wien) oder einer gemein-
nütz igen Bauvereinigung und werden nicht zu Marktpreisen 
vermietet. Weitere 260.000 Wohnungen sind private Miet-
wohnungen, die vor 1945 errichtet wurden, es handelt sich 
also um Wohnungen in „Altbau-Zinshäusern“. Als solche 
fallen sie zum größten Teil in den Vollanwendungsbereich 
des Mietrechtsgesetz es (MRG) und unterliegen einer Miet-
zinsregulierung: der Richtwertmiete, der Kategoriemiete 
oder der „angemessenen Miete“. Insgesamt sind daher etwa 
630.000 Wohnungen oder 64% des Gesamtbestands theore-
tisch dem freien Wohnungsmarkt entz ogen, also de-kommo-
difi ziert (Abbildung 3).
Die Marktbeobachtung zeigt jedoch, dass sich die „angemes-
senen Mieten“ sowie, leicht abgeschwächt, auch die „Richt-
wertmieten“, die das Gros der Neuvermietungen darstellen, 
de facto kaum von den freien, nicht regulierten Mieten unter-
scheiden und jedenfalls als marktnah, wenn nicht sogar als 
Marktmieten eingestuft werden können (Blaas/Wieser 2004, 
Rosifk a/Postler 2010). 

Wohnkosten und Leistbarkeit
Ein Blick auf die Verteilung der Quadratmeterkosten von 
Mietwohnungen in Wien zeigt zum einen einen beträchtli-

chen Anteil äußerst preisgünstiger Wohnungen, und zum 
anderen eine enorme Spannweite (Abbildung 4). Der mitt lere 
Wohnungsaufwand (inkl. Betriebskosten!) beträgt 6,8 Euro/
m2 (Jahr 2012). Bei einem Viertel aller Wohnungen liegt dieser 
bei unter 5 Euro/m2, in 13% der Fälle aber bei über 10 Euro/
m2. Mit dem aktuellen Marktgeschehen haben diese durch-
schnitt lichen Wohnkosten kaum etwas zu tun: Neuvermie-
tungen in Wien erzielen im Median im 1. Quartal 2014 (ohne 
Betriebskosten!) 10,60 Euro/m2 (Richtwertmieten) bzw. 11,50 
Euro/m2 (freie Mieten) (Feilmayr, TU Wien, Immobilienindex 
1. Q. 2014) – beide wären unter Zurechnung der Betriebskos-
ten jedenfalls in der rechtesten Säule der Grafi k (Wohnkosten 
> 12 Euro/m2) anzusiedeln.
Neben marktüblichen Kriterien wie Lage3 und Ausstatt ung, 
haben in Wien zwei weitere Faktoren einen maßgeblichen 
Einfl uss auf die Höhe der Wohnkosten: Der Hauseigentümer 
und das Alter des Mietvertrags. Die preisgünstigen Segmen-
te am Wiener Mietwohnungsmarkt sind: 

• Alte, nicht aufk ategorisierte Gemeindewohnungen 
(Zwischenkriegs- und Nachkriegszeit) sowie gene-
rell alte Mietverträge in Gemeindewohnungen4 

• Ausfi nanzierte Wohnungen gemeinnütz iger Bau-
träger (1950er bis 1970er Jahre)

3  Tatsächlich ist die Lage der Wohnung sogar in manchen Woh-
nungsmarktsektoren – etwa im Gemeindebau und in der Kate-
goriemiete  –  für den Mietpreis irrelevant.

4  Bei Wiener Wohnen beträgt der durchschnitt liche Nett omietz ins 
3,08 Euro/m2, die Bandbreite (ohne Substandardkategorie D) 
nach Preisbildungsmodell reicht von 1,30 Euro/m2 im billigsten, 
für Neuabschlüsse nicht mehr angewendeten Fall, bis 6,27 Euro/
m2. (Wiener Wohnen, 2014c) 

 

Quelle: Onderzoek en Statistiek, 2013; Eigene Berechnungen.

Abb. 2. Einkommensgruppen nach Wohnungsmarktsektoren in Amsterdam, 2009

Miete reguliert = soziale oder private Mietwohnungen unter Liberalisierungslimit,
Miete nicht reguliert = private Mietwohnungen mit Mieten über Liberalisierungslimit,
Eigentum = Eigentumswohnungen
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• Alte Mietverträge in privater Altbaumiete (vor der 
Mietrechtsliberalisierung 1994 bzw. 1986 abge-
schlossen): Kategoriemieten und noch ältere Mo-
delle

Das teuerste Mietpreissegment ist das der neu abgeschlosse-
nen, befristeten privaten Miete (vgl. Tabelle 1, Seite 16). 
Die deutliche Diff erenzierung (oder sogar Polarisierung) 
nach Wohnungsmarktsektoren spiegelt sich auch bei der 

Wohnkostenbelastung wider: In Bezug auf die durchschnitt -
liche Wohnkostenbelastung, gemessen als Anteil des Woh-
nungsaufwands am Haushaltseinkommen, haben Österreich 
und Wien im internationalen Vergleich meist erfreulich nied-
rige Werte (etwa 19-24%, je nach Quelle und Jahr), was auf 
den hohen Anteil des gemeinnütz igen und kommunalen 
Wohnungsbestands zurückgeführt wird (Lugger/Amann 
2006, Amann/Mundt 2014). Dennoch gilt auch hier zu be-
achten, dass die Durchschnitt swerte keinesfalls repräsentativ 

 
Quelle: Statistik Austria, Gebäude- und Wohnungszählung 2011

Abb. 3. Der Wiener Wohnungsbestand nach Rechtsform und Baualter

 
Quelle: Statistik Austria, Wohnen 2012

Abb. 4. Mietwohnungen in Wien nach Wohnungsaufwand pro m2
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sind für neu abgeschlossene Mietverhältnisse oder für ein-
kommensschwache Bevölkerungsgruppen:

 Bei der Quote schwerer wohnungsbezogener De-
privation in dichtbesiedelten Gebieten (defi niert 
als der Anteil aller Haushalte mit Nett o-Woh-
nungskosten nach Wohnbeihilfe > 40% des ver-
fügbaren Einkommens) liegt Österreich mit 6,2 % 
deutlich über dem EU-Schnitt  von 4,5%. Auch die 
Überlegungsquote ist in Österreich mit 21,8 % über 
dem EU-Schnitt  von 17,8 %. (EU-SILC, 2011)

 Eine Studie aus 2010 erhob, dass bei 28 % der sich 
neu mit Wohnraum versorgenden Haushalte in 
Wien die Nett okaltmiete mehr als 40 % des Haus-
haltsnett oeinkommens ausmacht. (Synthesis For-
schung 2010, 27). Dabei handelt es sich zu einem 
großen Teil um Einpersonenhaushalte mit niedri-
gem Einkommen.

Wohnqualität
Die meisten einschlägigen Studien bescheinigen Wien eine 
durchwegs hohe Wohnqualität, gemessen an Indikatoren 
wie Wohnfl äche pro Person, Ausstatt ung, Umgebungsquali-
tät, Lärmbeeinträchtigung oder subjektive Wohnzufrieden-
heit (z.B. Czasny 20045, Czasny/Stocker 2007, SORA 2010, 
EU-SILC 2011). Die sozial gebundenen Wohnungsmarktseg-
mente weisen ein hohes Qualitätsniveau auf, was dazu führt, 
dass arme Haushalte in Österreich „gleich gute Ergebnisse 
hinsichtlich der Qualität des sozialen Wohnumfeldes erzielen, wie 
nicht arme Haushalte“ (Amann/Mundt, 2014: 764 nach Czas-
ny, 2004 ) – wenngleich das Wohnen für sie vergleichsweise 
teuer ist. Dennoch zeigen Untersuchungen für Wien auch 
sehr klar, dass es, bei insgesamt hoher Versorgungsqualität, 

5  In diesem internationalen Ländervergleich wird nicht spezi-
ell Wien, sondern ganz Österreich betrachtet. Dennoch haben 
die Aussagen in Bezug auf kommunalen und gemeinnütz igen 
Wohnbau für Wien hohe Relevanz.

sehr wohl bestimmte Gruppen gibt, die am Wohnungsmarkt 
deutlich benachteiligt sind: 

a) Junge Haushalte (weit überdurchschnitt liche 
Wohnkostenbelastung)

b) Kinderreiche Haushalte (v.a. Überbelag)
c) Haushalte mit Migrationshintergrund (Eintritt sbar-

rieren, Wohnkostenbelastung, Überbelag)

Die Auswertung von breit gestreuten Befragungen aus den 
Jahren 1995, 2003 und 2008 (SORA 2010) brachte u.a. das 
Ergebnis, dass innerhalb dieser 13 Jahre die betrachteten be-
nachteiligten Gruppen, insbesondere Migrant/innen, in Be-
zug auf die Wohnqualität aufh olen konnten. Dies kann zu 
einem erheblichen Teil aus der Verschiebung innerhalb der 
Wohnungsmarktsektoren erklärt werden (Abbildung 5). So 
kam es in Folge der Öff nung des kommunalen Wohnungs-
bestands für Nicht-Österreicher/innen 2006 zu einer Dekon-
zentration migrantischer Bevölkerung im gründerzeitlichen 
Mietwohnungsbestand – als praktisch das einzige Segment, 
das ihr, abgesehen von informellen Lösungen, zuvor zugäng-
lich war – und zu einer Zunahme in Gemeindebau, aber auch 
im Eigentum. Noch stärker ins Eigentum zog es kinderreiche 
Haushalte6, die gleichzeitig einen Rückgang in privaten Miet-
verhältnissen und im Gemeindebau hatt en. Junge Haushalte 
sind traditionell stark in der privaten Miete und zunehmend 
im Genossenschaftssektor vertreten.
Obwohl bereits ältere Studien auf den starken Einfl uss von 
Wohnungsmarktbarrieren auf die ethnische Segregation in 
Wien hinweisen (vgl. Giffi  nger, 1998), gilt Wien im interna-
tionalen Vergleich als eine Stadt mit einem relativ niedrigen 
Konzentrationsgrad der zugewanderter Bevölkerung, insbe-
sondere im Vergleich zu Städten mit liberalem Wohlfahrts-
system (Arbaci, 2007:  409). 
Ein erstes Fazit kann gezogen werden: Umfassend de-kom-
modifi zierte Wohnungsmärkte in Amsterdam und Wien 

6  Die Gruppen der Nicht-Österreicher/innen und der kinderrei-
chen Haushalte überschneiden sich zum Teil.

Quelle: Statistik Austria, 2013

Tab. 1. Mittlerer Wohnungsaufwand für Mietwohnungen (Euro/m2) 
nach Wohnungsmarktsegmenten (Wien, 2012)
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scheinen eine wichtige Rolle zu spielen für:

 eine vergleichsweise hohe Wohnqualität
 ein im Durchschnitt  niedriges Wohnkostenniveau
 sowie eine moderate sozio-ökonomische Segrega-

tion. 

4.  Veränderungen (auch) in 
„good practice“ - Städten:    
Restrukturierung der 
Wohnungsmärkte in Amsterdam 
und Wien seit 1990 und Zugang für 
einkommensschwächere Haushalte
Während sowohl Amsterdam und Wien in diesem Sinn als 
positive Beispiele gerechterer Wohnungsmärkte gesehen 
werden können, gab es in diesen beiden Städten weitreichen-
de Veränderungen seit Beginn der 1990er Jahre. Dies umfasst 
zwei wesentliche Trends: Erstens zeigt sich eine zunehmen-
de, wenn auch nicht kontinuierliche Abkehr einer auf De-
kommodifi zierung ausgerichteten Wohnungspolitik im Kon-
text eines weitergehenden Rückbaus des keynesianischen 
Nachkriegswohlfahrtsstaats. Das spiegelt sich nicht zuletz t in 
einer Restrukturierung des  städtischen Wohnungsangebots 
wider. Zweitens führt die Veränderung städtischer Arbeits-
märkte, inbesondere die Zunahme an prekären Arbeitsver-
hältnissen (Teilzeit, Kurzarbeit, Zunahme befristeter Stellen) 
und Arbeitslosigkeit, zu einer Zunahme einkommensschwä-

cherer Haushalte, nicht zuletz t verstärkt durch die Finanz-
krise seit 2008. Eine Implikation ist die steigende Nachfrage 
nach preisgünstigem städtischen Wohnraum.

4.1.  Veränderungen in Amsterdam
Seit Beginn der 1980er Jahre ist die Wohnungspolitik in den 
Niederlanden in einem starken Umbruch. Das Heerma Me-
morandum von 1989 kann als Initialzündung für einen Li-
beralisierungstrend gesehen werden. Es proklamiert Woh-
nungseigentum als ein primäres Ziel der Wohnungspolitik, 
und stellt die jahrzehntelange Tradition breiter Objektförde-
rung für sozialen Wohnbau in Frage. Wenn auch später als 
andere europäische Länder wie etwa Großbritannien, ist die 
niederländische Wohnungspolitik seither von einem Fokus 
auf Eigentumsförderung geprägt. Die direkte Objektförde-
rung für sozialen Wohnbau wurde 1995 de facto eingestellt, 
während die Förderung von Eigentum insbesondere durch 
indirekte Steuern ausgebaut wurde. Darüber hinaus umfass-
ten die Reform die folgenden wichtigen Schritt e:   

 Privatisierung der Wohnungsgenossenschaften im 
Jahr 1995. Sie sind seither fi nanziell eigenständig 
und lediglich durch Kapitalgarantien von öff entli-
cher Hand unterstütz t. Sie müssen ihr Budget ohne 
Förderungen verwalten und sind angehalten, die-
ses auch durch den gezielten Verkauf von Sozial-
wohnungen zur Förderung des Eigentümeranteils 
zu erhöhen. 

 Parlamentarische Festsetz ungen und teilweise 
Mietrechtsliberalisierung zur gezielten Erhöhung 
des Mietniveaus im regulierten Mietwohnungs-
sektor 

 

Quelle: SORA 2010, Auszüge aus Abb. 1, S. 34 und Abb. 12, S. 51. Eigene Hinzufügung der Pfeile.

Abb. 5. Rechtsverhältnis der Wohnung nach Personengruppen
(Angaben in % der Befragten)

Nicht-Ö: Personen ohne österreichische Staatsbürgerschaft 
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Während in Amsterdam die Dekommodifi zierungspolitik 
der Nachkriegsjahre auch in den 1990ern noch eine wichtige 
Rolle spielte – nicht zuletz t aufgrund der ablehnenden Hal-
tung einiger Wohnungsgenossenschaften – wurden seither 
umfassende Liberalisierungspläne implementiert. Das spie-
gelt sich in der Restrukturierung des Wohnungsangebots wie 
folgt wider:

 Der Eigentumssektor ist durch Verkauf, Umwand-
lung und vor allem Neubau seit Mitt e der 1990er 
Jahre quantitativ stark angewachsen (Siehe Abbil-
dung 6 und 7 unten).  Gleichzeitig sind die Ver-
kaufspreise innerhalb des Sektors, getrieben von 
großzügigen Steuererleichterungen (hypoteekren-
teaftrek), billigen Krediten und verfügbarem In-
vestitionskapital umfassend gestiegen. Der Index 
für verkaufte Eigentumswohnungen in der Region 
Amsterdam im Jahr 2009 betrug 272.5 (1995 = 100; 
infl ationsbereinigt; CBS, 2011). 

 Der soziale Wohnbau ist relativ betrachtet ge-
schrumpft. Seit den 20ern war dieser Rückgang 
auch absolut, als Resultat von Verkauf, Zusammen-
legung und Abriss von Wohnungen. Gleichzeitig 
hat sich die Struktur des verfügbaren Mietwoh-
nungsangebots (inklusive des privaten Mietwoh-
nungssektors) signifi kant verändert. In Folge der 
gesetz lichen Mietanpassungen und Mietrechtsli-
beralisierung ist die Medianmiete zwischen 1995 
und 2009 um 28% gestiegen (infl ationsbereinigt; 
Onderzoek en Statistiek, 2013). Dabei ist der Anteil 
an preisgünstigen Wohnungen zurückgegangen, 

während der Anteil von Wohnungen in teureren 
Segmenten angestiegen ist (siehe Abbildung 8). 

Dieser angebotsseitigen Verknappung günstigen Wohn-
raums stehen nachfrageseitige Veränderungen gegenüber, 
insbesondere ausgelöst durch die Transformation des städti-
schen Arbeitsmarkts und der niedrigqualifi zierten Zuwande-
rung. Das hat zu einem erhöhten Wohnraumbedarf für wenig 
zahlungskräftige Gruppen geführt. Das Medianeinkommen 
in Amsterdam ist im Zeitraum von 1995 und 2009 um 31.5% 
gestiegen (infl ationsbereinigt; Onderzoek & Statistiek 2013). 
Allerdings war dieser Zuwachs ungleich verteilt. Während 
für Haushalte im 10. Dezil die Einkommen um 34% gestiegen 
sind, haben Haushalte im 1. Dezil im Jahr 2009 nur um 16% 
höhere Einkommen als im Jahr 1995.

Implikationen für Zugang zu Wohnraum für 
einkommensschwächere Haushalte
Die Frage stellt sich, wie sich diese angebots- und nachfra-
geseitigen Veränderungen auf die Möglichkeiten für einkom-
mensschwache Haushalte ausgewirkt haben, eine leistbare 
Wohnung zu fi nden. 
Ein Ergebnis der skizzierten Veränderungen ist der zuneh-
mend schwierige Zugang zum expandierenden Eigentums-
sektor. Die rasanten Preisanstiege in diesem Bereich des 
Markts schließen weniger zahlungskräftige Haushalte de 
facto aus. Während eine umfassende Eigentumsbegründung 
für arme Haushalte auch gar nicht Teil der politischen Pla-
nung war, stellt sich die Tatsache, dass sich auch die meis-
ten Mitt elklassehaushalte Eigentum in der Stadt nicht leisten 

  
          Quelle: CBS Statline, 2011. Eigene Berechnung.

Abb. 6. Anteil Eigentumswohnungen an 
gesamtem Neubau, Amsterdam, 1988 – 2009

Quelle: Onderzoek & Statistiek, 2013. Eigene Berechnungen.

Abb. 7. Wohnungssektoren Amsterdam,
1995 - 2009
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können – und wollen - als problematisch heraus. Viele dieser 
Haushalte leben im sozialen Wohnbau, oftmals in zentraler 
Lage, mit vergleichsweise niedrigen Mieten und unbefriste-
ten Mietverträgen. Der Kauf einer Eigentumswohnung ist 
hier oftmals keine att raktive Option (Aalbers, 2004). Die nied-
rige Mobilität der Mitt elklassehaushalte blockiert allerdings 
zunehmend den Zugang zum sozialen Wohnbau für ärmere 
Neuankömmlinge. Vor allem in zentralen Lagen gibt es eine 
Knappheit an verfügbaren preisgünstigen Mietwohnungen. 
Die durchschnitt liche Wartezeit für eine Zweizimmerwoh-
nung im sozialen Wohnbau ist seit den 1980er Jahren von 2 
auf 8 Jahre in die Höhe geschnellt (Uitermark, 2008).
Interessanterweise hat sich die Wohnungsleistbarkeit für 
einkommensschwächere Haushalte in diesem Kontext nicht 
umfassend verschlechtert. Der Median der Miet-Einkom-
mens-Ratio, ein Standardmaß der Wohnungsleistbarkeit, 
hat sich in Amsterdam zwischen 1995 und 2009 leicht erhöht 
(+1.7), von 20.0 auf 21.7%. Bei genauerer Betrachtung der 
Entwicklungen nach Einkommensgruppen zeigt sich, dass 
Haushalte des ersten Einkommensdezils lediglich 0.9% ihres 
Einkommens mehr für Miete zahlen, während die Belastung 
für Haushalte des ersten Einkommensquintils sogar leicht 
zurückgegangen ist. Klar zeigt sich hier die wichtige Rolle 
der Subjektförderung um Leistbarkeitsbelastungen niedrig 
zu halten, vor allem für einkommensschwächere Haushalte 
(siehe Tabelle 2, Seite 20; als auch Kadi & Musterd, in Druck). 
Während also ärmere Haushalte, die zum Wohnungssys-
tem Zugang gefunden haben, die steigenden Wohnkosten 
nur bedingt spüren, zeigt sich ein zunehmendes Problem 
für Neuankömmlinge Zugang zu bekommen. Dieses Insi-
der-Outsider Problem ist insbesondere für zwei Gruppen 
relevant: Erstens für MigrantInnen, die oftmals ein geringes 
Wissen über den sozialen Wohnbau mitbringen und über die 
Möglichkeiten dort eine Wohnung zu fi nden. Fehlende Do-
kumente und Sprachbarrieren spielen hier auch eine Rolle. 

Zweitens für junge Haushalte, denen häufi g die fi nanziel-
len Mitt el fehlen um die langen Wartezeiten für den sozia-
len Wohnbau durch den Kauf einer Eigentumswohnung zu 
überspringen. Studien zeigen zuletz t, dass es nichtsdesto-
trotz  eine Reihe an jungen Haushalten gibt, die auch in zent-
rale Lagen der Stadt einziehen. Soziale Netz werke, Kenntnis 
des Markts und die Bereitwilligkeit für informelle / illegale 
Wohnverhältnisse spielen hier allerdings zunehmend eine 
wichtige Rolle (Boterman et al. 2013). Dennoch gibt es empi-
rische Anzeichen, dass die Zahl an einkommensschwächeren 
Haushalten in den Innenstadtbezirken zurückgeht und sich 
die Re-kommodifi zierung des Wohnungsmarkts in zuneh-
mender sozio-ökonomischer Segregation niederschlägt (Ui-
termark & Boskers, 2014). 

4.2.  Veränderungen in Wien
Auch in Wien kam es in den letz ten 10 – 15 Jahren zu massi-
ven Veränderungen sowohl auf der Angebots-, als auch der 
Nachfrageseite des Wohnungsmarkts.
Angebotsseitig sind insbesondere folgende Änderungen in 
der Wohnungspolitik und am Wohnungsmarkt zu nennen:

• Partielle Liberalisierung des privaten Mietwoh-
nungsmarkts (MRG-Novelle 1994): Einführung der 
Richtwertmiete im Altbau, Erleichterung der Be-
fristung von Mietverhältnissen

• Ende des kommunalen Wohnbau in Wien 2004 und 
Verlagerung des geförderten Neubaus auf gemein-
nütz ige und gewerbliche Bauträger, Rückgang des 
geförderten Wohnbaus 2011 

• Erleichterung der Wohnungseigentumsbildung im 
gemeinnütz igen Sektor, jedoch im Unterschied zu 
Amsterdam keine Privatisierung von kommunalen 
Wohnungen

 
Quelle: Onderzoek & Statistiek, 2013. Eigene Berechnungen.

Abb. 8. Veränderungen Mietwohnungsmarkt Amsterdam nach Preissegmenten
1995 – 2009; infl ationsbereinigt.
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• Sehr hohe Preisdynamik (insbesondere) am Ei-
gentumssektor seit 2007, u.a. ausgelöst durch die 
Att raktivität des Immobilienerwerbs als Anlage-
produkt

Ähnlich wie in Amsterdam sind als wichtigste nachfrageseitige 
Veränderungen die zunehmende Einkommenspolarisierung 
und der starke Zuzug (insbesondere) von niedrigqualifizierten 
Haushalten zu nennen. In Verbindung von Angebot und 
Nachfrage heißt dies, dass einem stark steigenden Wohn-
raumbedarf durch wenig zahlungskräftige Gruppen ein 
sinkendes Angebot an preisgünstigen Wohnungen gegen-
übersteht. Der Anteil der armutsgefährdeten Haushalte 
ist zwischen 2005 und 2011 von 12,7% auf 19,2% gestiegen 
(Statistik Austria 2007: 31; 2013: 10). Dieser Trend hat sich im 
Kontext der Finanzkrise seit 2008 verschärft: Im Jahr 2001 ha-
ben rund 129.000 Haushalte Mindestsicherung erhalten. Das 
entspricht einem Anstieg um 29% seit 2009 (Kontrollamt der 
Stadt Wien, 2012: 2).
Die folgenden Abbildungen zeigen die Preisentwicklung am 
Wiener Immobilienmarkt (Abbildung 9) und die Entwicklung 
der Förderungszusicherungen für Neubauwohnungen (Ab-
bildung 10). Während die Mieten im betrachteten Zeitraum 
nur um etwa 30% gestiegen sind, ist bei den Eigentumswoh-
nungen, und hier insbesondere bei den gebrauchten, eine 
beinahe exponentielle Preissteigerung zu erkennen (Index 
212 für neue, 159 für gebrauchte Wohnungen). Übertroffen 
wird diese Steigerung nur mehr von der Preisdynamik bei 
Zinshäusern in Wien, wo der Durchschnittspreis (pro m2 
Grundfl äche) zwischen 2005 und 2010 auf das 2,4-fache ge-

stiegen ist (Gutheil-Knopp-Kirchwald et al, 2012: 64). Die 
Förderungszusicherungen sowie der Anteil geförderter 
Wohnungen an der Wohnungsproduktion lag hingegen im 
Jahr 2011 auf einen historischen Tiefpunkt. 
Es gibt einen starken Grund zur Annahme, dass sich die 
starke Preisdynamik am Eigentumssektor, der ja a priori 
nicht die ärmeren Haushalte beherbergt, mitt elfristig auch 
in der Mietpreisentwicklung niederschlagen wird: Bei Neu-
vermietungen nach dem Richtwertmietz ins im regulierten 
Altbau-Mietwohnungsmarkt ist es zulässig, „Lagezuschlä-
ge“ zu verrechnen, die sich am Bodenpreis orientieren. Kein 
Lagezuschlag verrechnet werden darf lediglich in Gebieten 
„durchschnitt licher Wohnumgebung“, als solche sind dicht 
bebaute gründerzeitliche Baublöcke außerhalb des Wiener 
Gürtels defi niert, die zum „Zeitpunkt der Errichtung überwie-
gend kleine, mangelhaft ausgestatt ete Wohnungen“ aufgewiesen 
haben. (vgl. RichtWG §2(3))
Eine Auswertung der Entwicklung der zulässigen Lagezu-
schläge nach Teilräumen Wiens zeigt eindrucksvoll, dass die-
se von 1994 bis 2007 nahezu konstant blieben, anschließend 
leicht, und seit 2010 sprunghaft angestiegen sind, und zwar 
umso stärker, je zentraler und hochwertiger die Lage ist7 (Ab-
bildung 11). So kann etwa seit der letz ten Anpassung der La-
gezuschläge am 1.4.2014 für eine zentral gelegene Wohnung 
im 7. Bezirk bei Neuvermietungen ein Lagezuschlag von 3,04 
Euro berechnet werden; wurde der Mietvertrag knapp da-

7  Eine Karte Lagezuschlagskarte wird von der MA 25 online ver-
öff entlicht:  htt ps://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbautechnik/
ahs-info/lagezuschlagskarte.html

Quelle: Onderzoek & Statistiek, 2013. Eigene Berechnungen.

Tab. 2. Wohnungsleistbarkeit nach Subjektförderung, Amsterdam, 1995; 2009. Miet-Einkommens-Ratio.
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Quelle: Feilmayr (TU Wien); Datenbasis: Austria Immobili-
enbörse (A!B), ATI-TU Wien

Abb. 9. Immobilienpreisindex Wien,
2000 – 2014

Quelle: IIBW (2013) Datenbasis: BMF, IIBW. Eigene 
Darstellung

Abb. 10. Entwicklung der Förderungs-
zusicherungen (Neubauwohnungen) in Wien

 Quelle: Magistratsabteilung 25, Lagezuschlagsrechner Online, eigene Abfrage und Darstellung

Abb. 11. Lagezuschläge im regulierten priv. Mietwohnungsmarkt 1994 - 2014 
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vor abgeschlossen, sind es für die gleiche Wohnung nur 1,93 
Euro. Neue Mietverträge spiegeln also unmitt elbar die dyna-
mische Bodenpreisentwicklung wider. Damit ist für Vermie-
ter auch ein starker Anreiz zur Befristung der Mietverträge 
gegeben: Während bestehende Mietverträge nur nach dem 
Verbraucherpreis indexiert sind, kann bei Neuverträgen der 
Richtwertmietz ins – mitsamt den aktualisierten Lagezuschlä-
gen – neu festgelegt werden. Dass von diesem Anreiz auch 
stark Gebrauch gemacht wird, zeigt eine Auswertung des 
WIFO, wonach die Befristungsquote im Jahr 2011 bei 63% al-
ler Neuabschlüsse lag (WIFO, 2012)8.

Wohnungsmarktbarrieren für arme Haushalte in Wien
Zuvor wurde gezeigt, dass es in Wien eine große Zahl an de-
kommodifi zierten und preisgünstigen Wohnungen gibt. Mit 
dem Blick auf soziale Gerechtigkeit, die einen Vorrang den 
Bedürftigen einräumt (vgl. Rawls, Fainstein) stellt sich nun 
die Frage, in wie weit diese Wohnungen den armen Haushal-
ten zugänglich sind.
Wohnungsmarktbarrieren lassen sich grob in drei Katego-
rien unterscheiden: a) rechtlich – administrative Barrieren, 
b) fi nanzielle Barrieren (fehlende Leistbarkeit) und c) kul-
turelle, sprachliche Barrieren inkl. Barrieren durch Diskri-
mination. Auf die letz tere soll hier nicht näher eingegangen 
werden, obwohl sie insbesondere für Migrant/innen mit 
Sicherheit auch in Wien eine Herausforderung darstellt. Ta-
belle 3 gibt einen knappen qualitativen Überblick über die 
rechtlich/administrativen und finanziellen Barrieren, denen 
einkommensschwache Haushalte und Migrant/innen bei der 
Wohnungssuche begegnen können.
Vereinfacht gesprochen, sind die zugänglichen Segmente 
für einkommensschwache Haushalte und Migrant/innen 
nur eingeschränkt leistbar, und die leistbaren Segmente nur 
eingeschränkt zugänglich. Der Vollständigkeit halber sollen 
noch zwei weitere Bereiche genannt werden, die nicht dem 
klassischen Wohnungsmarkt zuzuordnen sind, aber häufi g 
der „Zufl uchtsort“ jener ist, die keinen Zugang zum freifi -
nanzierten oder geförderten Wohnungsmarkt fi nden. Wir 
wollen sie hier vereinfacht „Markt ohne Wohnungen“ und 
„Wohnungen ohne Markt“ nennen:

 „Markt ohne Wohnungen“: Hier sind zum einen il-
legale Massenquartiere gemeint und zum anderen 
die letz te „Option“ Wohnungslosigkeit. Beides ist 
in Wien Lebensrealität für eine nicht unwesentliche 
Zahl an Menschen, wurde aber im Rahmen dieser 
Arbeit nicht näher untersucht9. 

8  Zwar ist für befristete Mietverträge laut MRG ein Abschlag auf 
den Hauptmietz ins von 25% vorzusehen. Jedoch wird dieser Ab-
schlag in der Praxis oft nicht eingehalten. Und selbst wenn er 
berücksichtigt wird, scheint der Anreiz, in 3 Jahren die Wohnung 
erheblich teurer vermieten zu können, in vielen Fällen zu über-
wiegen. 

9  Für Informationen zur Wiener Wohnungslosenhilfe siehe http://
wohnen.fsw.at/wohnungslos/#die_wwh sowie der Beitrag von 
Ch. Stark im Handbuch Armut in Österreich (Stark, 2014). Dem 
Thema Obdachlosigkeit in Wien ist eine Sondersendung von 
W24 gewidmet, zu sehen unter htt p://www.w24.at/W24-Spezi-
al/797371. Die Sendung „Am Schauplatz “ des ORF vom 10. April 
2014 nahm illegale Massenquartiere unter die Lupe: htt p://www.
ots.at/presseaussendung/OTS_20140409_OTS0162/am-schau-
platz -am-10-april-elende-quartiere (Presseaussendung). 

 „Wohnungen ohne Markt“: Dies ist als Überbegriff  
für spezielle Wohnungsangebote von öff entlichen 
oder karitativen Einrichtungen zu verstehen, die 
das Ziel haben, Personen eine (Wieder-)eingliede-
rung in eine selbständige Wohnsituation oder in 
einen betreuten Dauerwohnplatz  zu ermöglichen. 
Dazu zählen die Angebote der Wiener Wohnungs-
losenhilfe10 (Nachtquartiere, mobile Wohnbetreu-
ung, temporäre oder dauerhafte betreute Wohnan-
gebote) sowie die soziale Wohnungsvergabe der 
MA 50. Letz tere setz t eine bescheinigte „Wohnfä-
higkeit“ der Person voraus.

Es zeigt sich also, dass sich der Wohnungsmarktz ugang für 
einkommensschwache Haushalte immer stärker – neben das 
von Lagezuschlägen ausgenommene Altbaugebiet -  auf das 
Gemeindewohnungssegment konzentriert. Dieses ist jedoch 
quantitativ leicht abnehmend, zusätz lich verzögert die Verga-
bepraxis (vgl. Abbildung 13) einen raschen Abbau von Vor-
merklisten, sodass die Zahl der Vorgemerkten und die Zahl 
der Wohnungszuweisungen zunehmend auseinanderklaff en 
(Abbildung 12). Als Alternative oder zur Überbrückung der 
Wartezeit wird die private (Altbau-)Mietwohnung gewählt, 
die aber im Durchschnitt  die höchsten Kosten verursacht.
Die soziale Durchmischung und das Aufrechterhalten einer 
breit gefächerten Bewohnerstruktur in den Gemeindebauten 
sind erklärte Ziele von Wohnbaustadtrat Ludwig (Profi l on-
line, 23.3.2013). Die Statistik zeigt sehr wohl eine deutliche 
Überrepräsentanz armutsgefährdeter Haushalte im Gemein-
debau, aber keineswegs eine Totalkonzentration, wie es in 
Ländern mit einem auf Arme beschränkten Sozialmietsektor 
häufi g der Fall ist11. Der soziale Wohnbau in Wien soll nach 
Ludwigs Aussagen kein Ghett o für Arme werden – aus die-
sem Grund wurden die Einkommensobergrenzen 2010 stark 
erhöht – aktuell betragen sie für einen Einpersonenhaushalt 
43.160 Euro Jahresnett oeinkommen und damit mehr als das 
Doppelte des Wiener Medianeinkommens (Wiener Wohnen, 
online).  Die Einkommensgrenze ist also kaum eine Hürde 
für den Bezug einer Gemeindewohnung. Verbleibende Vo-
raussetz ungen für einen „Vormerkschein“ (der wiederum 
Bedingung für den Bezug einer Gemeindewohnung auf dem 
„normalen Weg“ ist) sind ein „Vormerkgrund“ (z.B. Haus-
haltsgründung bei jungen Personen, Überbelag der aktuel-
len Wohnung) sowie seit 2 Jahren in Wien gemeldet zu sein. 
Dritt staatenangehörige sind nur zur Vormerkung berechtigt, 
wenn sie einen unbefristeten Aufenthaltstitel haben (d.h. u.a. 
mindestens seit 5 Jahren in Österreich gemeldet). Ab Ausstel-
lung des Vormerkscheins beginnt die oft mehrjährige Warte-
zeit auf Gemeindewohnungsangebote.
Aufgrund rechtlicher und politischer Verpfl ichtungen wer-
den von den etwa 11.000 bis 12.000 Gemeindewohnungen, 
die pro Jahr frei werden, weniger als 2/3 von Wiener Wohnen 

10  Insgesamt ca. 5.000 Plätz e. Diese Angebote werden (mit-)fi nan-
ziert vom Fonds Soziales Wien und umgesetz t durch zahlreiche 
soziale Träger, z.B. Caritas, Heilsarmee, neunerhaus, Volkshilfe 
u.a. Siehe auch vorhergehende Fußnote.

11  Im Gemeindemietsektor beträgt der Anteil der armutsgefähr-
deten Haushalte 34% (Wien insgesamt: 19%). Umgekehrt leben 
42% aller armutsgefährdeten Haushalte Wiens im Gemeindebau 
(gegenüber 24% aller Wiener Haushalte). Defi nition Armutsge-
fährdete: unter 60% des äquivalisierten Medianeinkommens – 
unter 12.791 Euro. (Statistik Austria EU-SILC 2011).
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Tab. 3. Wohnungsmarktbarrieren für einkommensschwache Haushalte und Migrant/innen in Wien 
(Mietwohnungen)

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

  
     Quelle: Wiener Wohnen, 2014a. Eigene Darstellung.

Abb. 12. Wiener Wohnen –
Angebot versus Nachfrage

Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Datenbasis Wiener 
Wohnen (Sonderauswertung), 2013, gerundet.

Abb. 13. Wiener Wohnen –
Struktur der Neubelegungen 2013
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selbst, gemäß den offi  ziellen Vormerkregeln, an Wohnungs-
suchende vergeben. Man kann dies so interpretieren, dass 
das kommunale Wohnungsangebot von zwei Seiten unter 
Druck gerät:

 Ein beträchtlicher Teil (ca. 20 %) der freiwerdenden 
Wohnungen werden familienintern weitergegeben, 
über die gesetzliche Mietrechtsfortsetzung oder 
die so genannte „erweiterte Wohnungsweitergabe“ 
gewissermaßen „vererbt“ – ohne dass die neuen 
Mieter Einkommensgrenzen unterschreiten oder 
ein dringendes Wohnbedürfnis nachweisen müs-
sen. Bei einem kleineren Teil davon kann sogar 
der Mietvertrag ohne Preisanpassung an aktuelle 
Preisberechnungsmodelle fortgesetz t werden.

 Auf der anderen Seite werden knapp 20% der 
Wohnungen über die soziale Wohnungsvergabe 
der MA 50 (siehe oben) an Personen zugewiesen, 
die aufgrund einer akuten Notlage ein dringendes 
Wohnbedürfnis haben, und es sich dabei vielfach 
um das erste gewöhnliche Wohnverhältnis nach ei-
ner betreuten Unterbringung in einer sozialen oder 
medizinischen Institution handelt. (Wiener Woh-
nen/Zauner, 2014b)

Es soll keinesfalls in Frage gestellt werden, dass die letz tge-
nannten Personen eine angemessene Wohnung benötigen 
und auch nicht, dass dem Gemeindewohnungsbestand als 
„sozialer Wohnbau“ dafür auch eine bedeutende Rolle zu-
kommt. Allerdings wird von Seiten Wiener Wohnen auf das 
Problem der starken Konzentration der „Sozialwohnungen“ 
in bestimmten – aufgrund ihrer baulichen Struktur dafür 
geeigneten - Wohnhausanlagen hingewiesen. Die hohe Kon-
zentration führt in einigen Häusern, einerseits aufgrund der 
hohen Mieterfl uktuation, andererseits verstärkt durch die 
materielle, gesundheitliche und psychosoziale Mehrfach-
belastung vieler Bewohner/innen der Sozialwohnungen, zu 
Spannungen und Herausforderungen für das nachbarschaft-
liche Zusammenleben. So wurde von Wiener Wohnen 2012 
eine Arbeitsgruppe „Belegungsmanagement“ ins Leben ge-
rufen.  „Eine der wichtigsten [Handlungsempfehlungen der Ar-
beitsgruppe] war die Forderung, die Sozialwohnungen („SoSchi“-
Wohnungen) im Häuserbestand von Wiener Wohnen besser zu 
verteilen, um überforderte Nachbarschaften zu verhindern.“ (Wie-
ner Wohnen / Zauner 2014b, 9)
Zusammengefasst, lässt sich am Wiener kommunalen Woh-
nungssektor folgendes beobachten:

 Zunehmende Konzentration von Haushalten mit 
Migrationshintergrund 

 Mäßige, aber steigende Konzentration von armuts-
gefährdeten Haushalten

 Konzentration von Mietern aus der „sozialen Woh-
nungsvergabe“ in manchen Anlagen

 Umfassende Weitergaberechte für Gemeindebau-
mieter, die die Zahl der vom Vermieter Wiener 
Wohnen neu belegbaren Wohnungen einschränkt, 
möglicherweise aber zu einer stärkeren sozialen 
Durchmischung im Gemeindebausektor beiträgt12

12  Die neuen Mieter müssen in einem bestimmten Verwandt-
schaftsgrad zum Vormieter stehen, aber keine bzw. verringerte 

 Gleichzeitig steigende Nachfrage und konstantes 
bis leicht sinkendes Angebot an Gemeindewoh-
nungen, was die Vormerkungslisten und Wartezei-
ten verlängert

5.  Fazit und Diskussionsimpulse
Eine Prämisse der Arbeiten zur gerechten Stadt ist, dass ein 
unregulierter Kapitalismus Ungleichheiten produziert, de-
nen allerdings durch staatliche Intervention und De-kommo-
difi zierung entgegengewirkt werden kann. Innerhalb dieses 
breiteren Rahmens hat sich dieser Artikel insbesondere mit 
Fragen des Wohnens in der gerechten Stadt beschäftigt. Aus 
der Literatur ergeben sich zwei wesentliche Elemente wie 
staatliche Intervention im Bereich Wohnen zu einer gerech-
ten Stadt beitragen kann: durch die Schaff ung eines ausrei-
chenden Angebots an leistbarem Wohnraum generell, sowie 
durch eine breite Verteilung dieses Wohnraums über den 
Stadtraum und dadurch einen niedrigen Grad an Segrega-
tion. 
Davon ausgehend haben wir zwei Städte näher betrachtet, 
in denen Maßnahmen zur De-kommodifi zierung von Wohn-
raum traditionell eine wichtige Rolle gespielt haben: Ams-
terdam und Wien. Wir haben gezeigt, wie in diesen beiden 
Städten im Laufe des 20. Jahrhunderts, mit teilweise unter-
schiedlichen Instrumenten, die Wohnungsbereitstellung 
partiell vom privaten Markt abgekoppelt worden ist. Die 
vergleichsweise moderaten Wohnkosten und Segregations-
muster in den beiden Städten verdeutlichen den wichtigen 
Beitrag den diese wohnungspolitischen Interventionen für 
eine gerechtere Stadt leisten. In der Tat, Amsterdam und 
Wien können als Referenzbeispiele gesehen für Wohnen in 
der gerechteren Stadt gesehen werden. 
Der zweite Teil des Artikels hat aufgezeigt, dass es auch in 
diesen beiden Städten seit den 1990er Jahren zu umfassen-
den Veränderungen gekommen ist. Sowohl in Amsterdam 
als auch in Wien hat die Politik zur De-kommodifi zierung 
von Wohnraum zunehmend an Fahrt verloren. Während das 
nicht einer vollkommenen Abkehr von vergangenen Politi-
kansätz en gleichkommt, sind nichtsdestotrotz  klare Refor-
men identifi zierbar, um privaten Akteuren größeren Einfl uss 
auf die Wohnungsbereitstellung zu gewähren. 
Einen Aspekt, den die Betrachtung der zwei Städte in diesem 
Kontext aufzeigt ist dass die Re-kommodifi zierung von ehe-
mals regulierten Sektoren durch Verkauf oder Umwandlung, 
die Abkehr von direkter Bereitstellung von sozialem Wohn-
bau, und die Förderung von Wohnungseigentum gekoppelt 
mit steigenden Bodenpreisen, zu einem sinkenden Angebot 
an leistbaren Wohnungen führt, besonders in zentralen La-
gen. Im Zusammenspiel mit einer zunehmend steigenden 
Nachfrage nach preisgünstigem Wohnraum aufgrund nach-
frageseitiger Veränderungen deutet sich hier ein Problem in 
der Wohnungsversorgung einkommensschwächerer Haus-
halte an. 
Die Analyse weist allerdings auch darauf hin, dass dabei nicht 

Voraussetz ungen erfüllen. Es gibt jedoch keine Daten über die 
Einkommensstruktur dieser mit Erben vergleichbaren Nachmie-
ter.
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ausschließlich das Fehlen von günstigem Wohnraum ein Pro-
blem darstellt, sondern auch seine Verfügbarkeit. Sowohl in 
Amsterdam als auch in Wien zeigen sich Zugangsprobleme 
vor allem durch eine geringe Mobilität im sozialen Wohnbau. 
Während in den Nachkriegsjahren dieses Segment in beiden 
Städten sowohl für mitt el- als auch für niedrigverdienende 
Haushalte geplant und erweitert wurde, stellt sich unter den 
heutigen Bedingungen der  Stagnation bzw. sogar teilweisen 
Verkleinerung des Segments zunehmend eine Verteilungs-
frage, wer in diesem angebotsseitig beschränkten Bereich 
wohnen soll. Klar ist, dass die skizzierten Entwicklungen 
die Gefahr steigender räumlicher (und wohnungsmarktseg-
mentbezogener) Polarisierung und Segregation bergen und 
die Erfolge früherer Politik zunehmend unterminieren.  
Während dieses Fazit auf die Notwendigkeit hindeutet, die 
wohnungspolitischen Weichenstellungen in den beiden Städ-
ten in den letz ten Jahren zu überdenken, ist es auch klar, dass 
die Wohnungspolitik kein simples Problemlösungssystem 
darstellt. Genau so wenig dominieren in der Regel sozial-
politische Überlegungen den wohnungspolitischen Diskurs. 
Ohne hier genauer auf diese Tatsache eingehen zu können 
sei darauf hingewiesen, dass sowohl die Dekommodifi zie-
rungspolitik der Nachkriegsjahre, die natürlich nicht nur in 
den Niederlanden und Österreich, sondern in einer Vielzahl 
westlicher Nationalstaaten eine Rolle gespielt hat, als auch 
die zunehmenden Tendenzen zur Rekommodifi zierung von 
Wohnraum seit den 1980ern wichtige Elemente in einem 
größeren makroökonomischen System gespielt haben bzw. 
spielen. Während preisgünstiger Wohnraum wichtig wurde 
im keynesianischen Wirtschaftsmodell des Fordismus, spielt 
Wohnungseigentum im Kontext eines fi nanzgeleiteten Post-
fordismus eine zentrale Rolle, nicht zuletz t als Investitionsob-
jekt für Unternehmen und Haushalte (Aalbers, 2008; Harvey, 
2014). Dieser größere, strukturelle Kontext erscheint wichtig 
auch im Nachdenken über mögliche wohnungspolitische Al-
ternativen und Möglichkeiten für Wohnen in einer gerechte-
ren Stadt heute. 
Abschließend wollen wir einige Impulse für die weitere Dis-
kussion geben, die zwar zum Teil unsere Sicht der Dinge of-
fenlegen, aber hier weder durchargumentiert noch ausdisku-
tiert werden können.

1. Keine (gerechte) Wohnungspolitik ohne Bodenpo-
litik 
Hohe und weiterhin dynamisch steigende Grund-
stückspreise sind eine wesentliche Ursache für stei-
gende Wohnkosten und den Mangel an leistbaren 
Wohnungen in Städten. Unsere Grundforderung 
an bodenpolitische Interventionen könnte lauten: 
die Sozialpfl ichtigkeit des (Grund-)eigentums ist 
stärker einzufordern. Planungsansätz e, die in die-
se Richtung gehen, gibt es zuhauf – bei sehr unter-
schiedlichem Umsetz ungsgrad: z.B. das Münchner 
Modell der sozialgerechten Bodennutz ung, städ-
tebauliche Verträge, Planwertausgleichsmodelle, 
Vorbehaltszonen für sozialen Wohnbau, Flächen-
widmungskategorie Sozialer Wohnbau13, Wohn-

13  In Wien ist mit der Bauordnungsnovelle 2014 erstmals die recht-
liche Grundlage für städtebauliche Verträge geschaff en worden. 
Die ebenfalls neu eingeführte Flächenwidmungskategorie „för-
derbarer Wohnbau“ bezieht sich auf die technischen Standards, 

eigentum mit Ertragsbeschränkung, (reformierte) 
Grundsteuer, aktive Bodenpolitik, Baurecht auf 
kommunalem Grund uvm.  

2. Eine gerechtere Stadt braucht mehr als Wohnungs-
politik
Wohnen ist essentiell auch eine Einkommensfra-
ge. Bei steigenden Wohnkosten und stagnierenden 
bis sinkenden Realeinkommen in den unteren De-
zilen klaff t notwendigerweise eine immer größere 
Leistbarkeitslücke auf, die auch nicht unbegrenzt 
durch Wohnbeihilfen und andere Sozialleistun-
gen gestopft werden kann. Die steigende Zahl der 
„working poor“ in Europa, die trotz  Erwerbstätig-
keit der Armut nicht entkommen können, ist ein 
Alarmsignal. Politische Lösungen dafür zu fi nden 
sind keinesfalls einfach, jedenfalls aber sind integ-
rierte Ansätz e nötig, u.a. mit Arbeitsmarktpolitik, 
Bildungspolitik, Integrationspolitik, Sozialpolitik 
und Stadtentwicklungspolitik.

3. Generationengerechtigkeit stärken
„Jüngere fallen deutlich zurück“ lautet die Essenz 
mehrerer internationaler Vergleichsstudien über 
die Sozialsysteme in Europa (vgl. der Standard 
online, 4.6.2014). Auch die Wohnungspolitik (etwa 
in den Niederlanden und Österreich) muss sich 
der Frage der Generationengerechtigkeit stellen. 
Umfangreiche Leistungen des fordistischen Sozial-
staats, und eben auch der Wohnungspolitik – etwa 
geschütz te Altmietverträge oder Eigentumsför-
derprogramme der 60er und 70er Jahre – kommen 
heute in überproportionalem Ausmaß der älteren 
Generation zu Gute. Durch Vererbung und andere 
innerfamiliäre Transfers geschieht zwar eine erheb-
liche private Umverteilung zur jüngeren Genera-
tion; jedoch nicht jede/-r erbt ein Einfamilienhaus 
oder eine Gemeindewohnung, schon gar nicht un-
ter den Zuzüglern. Junge Personen sind besonders 
häufi g betroff en von befristeten Mietverhältnissen 
und prekärer Arbeit, bzw. von überdurchschnitt lich 
hohen Wohnkosten bei unsicherem Einkommen. 
Zweifellos gibt es bereits wohnungspolitische Maß-
nahmen, die speziell auf Jüngere abzielen (z.B. die 
SMART-Wohnungen, Begünstigungen für Jungfa-
milien in der Wohnbauförderung, Vormerkgrund 
„Jungwiener“ beim Gemeindebau u.a.), aber sie 
scheinen nicht weit genug zu gehen.  

4. Sozialen Zusammenhalt stärken – auch über Woh-
nungspolitik
Sowohl Amsterdam, als auch Wien weisen im in-
ternationalen Vergleich eine relativ geringe sozial-
räumliche Segregation auf. Aktuelle kleinräumige 
Daten liegen nicht vor, dennoch haben die Entwick-
lungen der letz ten Jahre eine Tendenz der Entmi-
schung von Bevölkerungsgruppen gezeigt, zumin-
dest auf der Ebene der Wohnungsmarktsektoren. 
Mit zunehmender Segregation geht aber auch die 
Gefahr einer zunehmenden Polarisierung der Ge-
sellschaft einher. 

nicht jedoch die Kosten- und Preisstruktur des geförderten 
Wohnbaus. 
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Die soziale Eingliederung benachteiligter Gruppen, 
seien es Armutsgefährdete, Migrant/innen, von 
Wohnungslosigkeit Bedrohte, psychosozial belas-
tete Personen oder andere14, sollte unserer Ansicht 
nach in der Verantwortung der gesamten Gesell-
schaft stehen, und nicht im Sozialwohnungssektor 
auf Bevölkerungsgruppen abgewälzt werden, die 
selbst zum Teil nur wenig höher auf der sozialen 
Leiter stehen und vielfach eigene „Desintegrati-
onserfahrungen“ gemacht haben. Dies kann leicht 
zu überforderten Nachbarschaften, Gewalt und 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit führen15. 
„Wer kann, kauft sich frei und zieht weg“ ist nicht 
das Credo einer gerechteren Stadt, deren Ziel es 
sein müsste, überforderte Nachbarschaften zu ver-
hindern. 
Ist eine Politik der Dekonzentration die Lösung? 
Wir haben keine Antwort darauf parat. Ein Verbot 
freiwilliger Konzentrationen (z.B. ethnic commu-
nities) ist es sicher nicht, genauso wenig wie eine 
einseitige Assimilationsforderung. Möglicherweise 
geht es weniger um ein „ja“ oder „nein“, als viel-
mehr um ein „wie?“. Es gibt einige Ansätz e, die 
vielversprechend erscheinen: z.B. Fainsteins For-
derung einer Quote an „leistbaren Wohnungen“ in 
Neubauprojekten, Belegungsrechte für die öff entli-
che Hand in verschiedenen Wohnungsmarktsekto-
ren, integrative Wohnprojekte (z.B. interkulturelles 
Wohnen, Kooperationen von Sozialhilfeträgern 
mit privaten Vermietern, Bauträgern und Bauge-
meinschaften), umsichtiges Belegungsmanagement 
innerhalb des Sozialwohnungssektors, Konfl iktma-
nagement und Stärkung nachbarschaftlicher Netz e 
(vgl. Wohnpartner im Wiener Gemeindebau), lo-
kales Empowerment, Stadterneuerung und Wohn-
umfeldverbesserung (vgl. Quartiersmanagement, 
Gebietsbetreuung). 

5. Wiedererstarken des Staates und/oder zivilgesell-
schaftliche Ansätz e?
In beiden betrachteten Städten, wenn auch in Ams-
terdam stärker als in Wien, ist eine Rekommodifi zie-
rung von Wohnraum festz ustellen. In Anlehnung an 
Fainstein sehen wir hier – insbesondere angesichts 
eines steigenden Bedarfs an preisgünstigen Woh-
nungen – eine Gefahr für die „gerechtere“ Stadt. Zu 
diskutieren bleibt, ob es etwa ein Wiedererstarken 
des Staates über direkte Bereitstellung (z.B. über 
eine Wiederaufnahme von kommunalem Wohn-
bau oder Sozialisierung von Bauland) bräuchte, 
ob Regulierungen und Anreize (z.B. Mietz insregu-
lierungen, Förderungen, Besteuerungen) der nach-
haltigere Weg sei oder sogar nichtstaatliche, zivil-
gesellschaftliche Ansätz e die zeitgemäßere Antwort 
auf einen sich aufspaltenden Wohnungsmarkt sein 

14  Mit der Aufzählung ist keinesfalls eine Gleichsetz ung dieser he-
terogenen Gruppen gemeint.

15  Vgl. umfangreiche Arbeiten zu „Gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit“ des Instituts für interdiszplinäre Konfl ikt- und Ge-
waltforschung der Universität Bielefeld und dessen ehemaligen 
Leiters Prof. Heitmeyer (htt p://www.uni-bielefeld.de/ikg/projek-
te/GMF/)

könnten. Gemeinnütz ige Bauvereinigungen haben 
sowohl in den Niederlanden, als auch in Österreich 
eine starke Tradition und hohe Bedeutung für die 
Wohnversorgung. Dazu gesellen sich seit einigen 
Jahren Initiativen, die neue Formen des gemein-
schaftlichen Bauens und Wohnens realisieren, viele 
von ihnen mit einem sehr starken Committ ment für 
Nachbarschaft und Solidarität. Ebenso erfährt die 
„Share Economy“ zunehmende Verbreitung , mit 
ihr könnten auch im Wohnbereich neue Alternati-
ven zu Miete und Eigentum entstehen.

Angesichts der Knappheit öff entlicher Mitt el scheint jeden-
falls ein viel diskutierter Zielkonfl ikt der Wohnungspolitik 
immer deutlicher zu Tage zu treten: Soziale Treff sicherheit 
oder soziale Durchmischung. Die erste betont zielgerichtete 
Interventionen (vor allem oder ausschließlich) für die Ärms-
ten und riskiert dabei die Residualisierung dieser Gruppen, 
die zweite setz t auf die Unterstütz ung breiter Bevölkerungs-
gruppen und nimmt dabei Mitnahmeeff ekte einerseits, und 
u.U. höhere Belastungen für die Ärmsten andererseits in 
Kauf. Angelehnt an Fainsteins Terminologie, wird im ersten 
Ansatz  der „equity“, im zweiten der „diversity“ der Vorrang 
gegeben. 
Amsterdam und Wien haben traditionell eher den zweiten 
Ansatz , eine an breite Bevölkerungsschichten orientierte und 
auf soziale Durchmischung bedachte Wohnungspolitik ge-
wählt. Die Entwicklung der letz ten Jahre zeigt jedoch, dass 
die beiden Städte sich – ohne es auszusprechen und mögli-
cherweise ohne es zu beabsichtigen – langsam einer Woh-
nungspolitik als „Sozialpolitik“ für die Ärmsten annähern. 
Dies mag angesichts eines starken Zuzugs einkommens-
schwacher Gruppen bei begrenzten öffentlichen Mitt eln 
verständlich sein. Allerdings sehen wir die Gefahr, dass nun 
möglicherweise die Nachteile (oder Ungerechtigkeiten) bei-
der Modelle zum Vorschein kommen: Wohlerworbene Rech-
te aus der Vergangenheit führen zu Mitnahmeeff ekten, und 
gleichzeitig verstärken sich sozialräumliche Polarisierung 
und Zugangsbarrieren für benachteiligte Gruppen. Oder in 
anderen Worten ausgedrückt: die soziale Durchmischung 
geht schleichend verloren, ohne dass die soziale Treff sicher-
heit gewährleistet ist. 
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sicherungsgesetz  – WSG 2013), StF LGBl. Nr. 33/2012

Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetz -
buch (Bauordnung für Wien – BO für Wien) idF LGBl. 
Nr. 25/2014

„Herausforderungen einer gerechteren Wohnungspolitik“
Kommentar von Hermann Schuster zum Vortrag von Gerlinde Gutheil-Knopp-Kirchwald und Justin Kadi

„Sinkende Einkommen, steigende Mieten“: Während das 
mitt lere Einkommen der Österreicherinnen und Österreicher 
in den vergangenen zehn Jahren infl ationsbereinigt um nur 
ein Prozent gestiegen ist, sind die Mieten in Altbauten im 
se lben Zeitraum um 24 Prozent in die Höhe geschnellt1. Mitt -
lerweile geben die Österreicherinnen und Österreicher im 
Schnitt  bereits über 42 Prozent ihres Einkommens für Miete 
und Haushaltsenergie aus2. Für Lebensmitt el und Dinge des 
alltäglichen Gebrauchs bleibt da oft zu wenig Geld übrig. 

1.  Wirksame Mietz insobergrenzen insbesondere 
am privaten Wohnungsmarkt 
Die derzeit geltende Richtwertregelung für Altbauten ist kei-
ne wirkliche Mietz insbegrenzung. Das System der Zu- und 
Abschläge ist in der täglichen Praxis in der Anwendung sehr 
schwierig. 
Die hohen Kosten der MieterInnen im Falle einer von ih-
nen angestrebten Überprüfung bei Gericht (sofern nicht die 
Schlichtungsstellen in Anspruch genommen werden) führen 
in der Praxis dazu, dass Wohnungssuchende sich nur mehr 

1  Tockner, Lukas (2012): Mietensteigerungen in Österreich und 
Wien

2  Tockner, Lukas (2012), Statistik Austria 2009 / 2010. 

daran orientieren, ob sie sich die Miete der angebotenen 
Wohnung leisten können, was de facto auf einen freien Miet-
zins hinaus läuft. Laut Erhebungen der TU Wien ist die Höhe 
der Richtwertmieten und der freien Mieten fast gleich hoch (ATI-
Index der TU Wien – WIFO – IIBW Tagung März 2012) – dies 
bedeutet, dass das Richtwertsystem nicht funktioniert.
Eine Übersicht über das System der Ab- und Zuschläge bietet 
die AK-Broschüre „Mietrecht für Mieter“ (Mai 2012). Diese 
Zuschläge sind derzeit hinsichtlich der Höhe lediglich Emp-
fehlungen des Justizministeriums, oft sind aber Sachverstän-
digengutachten im Einzelfall notwendig. 
Grundsätz lich ist relevant 

 Lage der Wohnung (Stockwerk, straßen- oder hof-
seitig) 

 Ausstatt ung des Hauses z.B. Abstellräume für 
Fahrräder, Waschküchen, Aufzüge, Garagen, Stell-
plätz e bzw. 

 Ausstatt ung der Wohnung (Balkon, Terrassen, Kel-
ler, Abstellplatz , etc.) 

 Erhaltung der Heizung 
 Lage (Wohnumgebung) des Hauses 
 Erhaltungszustand des Hauses 
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Siehe dazu den „Kommentar der Anderen“ im Standard v. 
3.4.2013 von A. Muzicant: Wenn man den Vorschlägen von 
Herrn Muzicant folgt – Hausverwaltung, Grundsteuer und 
Versicherung soll der Vermieter übernehmen - würde das ei-
ner durchschnitt lichen Ersparnis von ca. € 59,- pro Monat für 
den Mieter bei einer 80 m² Altbauwohnung bedeuten. Ebenso 
tritt  er für die Instandhaltung der Heizung durch den Ver-
mieter ein. 

Forderung: 
Es sollte intensiv darüber nachgedacht werden, alle mög-
lichen Zu- und Abschläge, die rechtlich zulässig sind, im 
Mietrechtsgesetz  taxativ aufzulisten. Somit wäre für Woh-
nungsuchende die Höhe der Miete nachvollziehbar, aber 
auch für Gerichte leichter judizierbar. (Eine Liste der Ab- 
und Zuschläge sollte dazu vom Justizministerium ins In-
ternet gestellt werden.) 
Instandhaltung der Heizung und Warmwasserbereitung 
durch den Vermieter. Sehr pragmatischer Vorschlag: Kos-
tenteilung 50 : 50 Vermieter/Mieter. 

Kurzer Exkurs zu befristeten Mietverträgen 
 Mit der Wohnrechtsnovelle 2000 wurde eine Min-

destvermietungsdauer von drei Jahren eingeführt. 
 Unsere Erfahrung in der Beratung zeigt leider sehr 

deutlich, dass sich diese gesetz liche Veränderung 
eindeutig zum Nachteil von MieterInnen auswirkt. 

 Sehr viele Mietverträge werden nur mehr mit der 
Mindestbefristung abgeschlossen. Die Folge ist, 
dass Menschen immer wieder eine neue Wohnung 
suchen müssen. Dies ist mit neuerlichen Kosten 
(Kaution, Provision, etc.) verbunden. 

 Wenn dann wieder eine neue Wohnung gefunden 
wird, ist fast immer eine höhere Miete – im Ver-
gleich zur Vorwohnung – zu bezahlen. 

 Darüber hinaus, ist dann oft ein Wechsel von so-
zialen Bezugspunkten wie Kindergarten, Schule, 
Hort, etc. erforderlich. 

 Die zunehmende Befristung von Mietverträgen ist ein-
deutig familienfeindlich. 

2.  Wohnpolitische Entwicklungen in Europa3  

Entwicklungen in Deutschland  

 Unbefristete Mietverträge sind die Regel. 
 Mietpreisbremse: Erhöhung von max. 10% über 

der ortsüblichen Vergleichsmiete 
 Ab 2015: Maklergebühren muss der Auftraggeber 

zahlen 

Forderung: 
Auch in Österreich sollen Maklergebühren von den Auf-
traggeberInnen übernommen werden. 

3  Siehe umfassend dazu die Studie von Christian Donner (2000): 
Wohnungspolitiken in der Europäischen Union: Theorie und 
Praxis. Wien, im Selbstverlag.

3.  Sozialer Wohnbau 
Die Lage am Wohnungsmarkt ist nicht zuletz t wegen des 
Rückzuges der öff entlichen Hand in den letz ten Jahrzehn-
ten angespannt. Die Kommunen haben sich weitgehend zu 
Gunsten von gemeinnütz igen Bauvereinigungen aus der 
Bautätigkeit zurückgezogen. So wichtig diese gemeinnütz i-
gen Träger auch sind (insbesondere für die Mitt elschicht), so 
problematisch ist das Fehlen kommunaler Wohnbauten für 
einkommensschwache Menschen (Eigenmitt el). Außerdem 
hat eine höhere Anzahl von günstigen „Gemeindewohnun-
gen“ eine Absenkung des Mietniveaus im Allgemeinen zur 
Folge. 

Forderung: 
Mehr Sozialer Wohnbau durch die öff entliche Hand der auf 
die Bedürfnisse sozial schwacher Menschen abgestimmt ist. 
Rückfl üsse aus der Wohnbauförderung müssen wieder dem 
Wohnbau zur Verfügung gestellt werden (Zweckwidmung) 
Die neue Gesetz esinitiative zur Flächenwidmungs-
kategorie „Förderbarer Wohnbau“ in Wien begrüßen 
wir ausdrücklich4. 

4.  Eigenmitt elfreie Wohnungen 
Bau- und Grundkostenbeiträge sind für viele einkommens-
schwache Menschen genauso wenig leistbar, wie die bei der 
Anmietung anfallenden Einmalkosten (Kaution, Provision). 

Forderung:
Es braucht tatsächlich eigenmitt elfreie Wohnungen um 
auch diesen Menschen einen Zugang zu leistbaren Wohn-
raum zu ermöglichen. 
Smart-Wohnungen in Wien: sind ein Schritt , dem weitere 
folgen sollten. 

5.  Abschaltprävention bei Energierückständen 
„Miete und Energie sind Wohnkosten-Zwillinge“.  Energie-
kosten und damit verbundene Energiearmut werden immer 
mehr zu einem Problem, das viele Menschen betriff t. 
Dieser Umstand muss beim Thema des leistbaren Wohn-
raums unbedingt beachtet werden; denn was hilft eine viel-
leicht günstigere Miete, wenn die Wohnung aufgrund ihrer 
Ausstatt ung und Energie(in)effi  zienz hohe Energiekosten 
verursacht. Dies ist ein Problem, mit dem die Caritas Sozi-
alberatungsstellen bereits massiv konfrontiert werden, und 
das sich nach ExpertInnenmeinung weiter verschärfen wird 
(Stichwort: Energiewende). Energieabschaltungen nutz en 
aber weder den EnergielieferantInnen noch den Konsumen-
tInnen. 

Forderung:
Wir brauchen intelligente und humane Lösungen für diese 
Problematik. Ein Schritt  können Strom- bzw. Gaszählauto-
maten mit pre-paid Guthabenkarten sein (als letz tes Mit-
tel). Aber auch die Unterstütz ung bei der Anschaff ung von 
sparsamen Geräten sowie die thermische Sanierung von 

4  Dies wurde mit der Bauordnungsnovelle von Juni 2014 umge-
setz t.
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Wohnungen sind notwendig. Die Abschaltung kann nicht 
die Lösung sein! 

6.  Die Vergabe von Genossenschafts-
wohnungen erfolgt nahezu ausschließlich nach 
materiellen Gesichtspunkten. 
Im Sinne einer sozial verträglichen, aber auch für die Genos-
senschaften brauchbaren (weil Betreuungspersonen als An-
sprechpartnerInnen vorhanden sind) Abwicklung wäre eine 
enge Kooperation mit sozialen Einrichtungen wünschens-
wert. 

Forderung:
Vergaberechte für ein Kontingent von Genossenschafts-
wohnungen für soziale Einrichtungen (Kein Verwaltungs-
aufwand, Trennung Verwaltung-Betreuung) und Hinzu-
ziehung von Diplom-SozialarbeiterInnen bei der Vergabe 
geförderter Wohnungen. 

7.  Delogierungsprävention in Wien ausbauen 
Die beste Strategie gegen Wohnungslosigkeit ist, sie gar 
nicht erst entstehen zu lassen. Delogierungsprävention ist, 
so sie fl ächendeckend und für alle Wohnformen zuständig 
angeboten wird, die Möglichkeit rechtz eitig, vor dem Woh-
nungsverlust, zu intervenieren. Bei vielen Menschen ist eine 
„mangelnde Finanzkompetenz“ Ursache und Auslöser eines 
drohenden Wohnungsverlustes. Viele betroff ene Menschen 
benötigen eine längere und intensivere Beratung und Beglei-
tung. 

Forderung:
Flächendeckendes Angebot der Delogierungsprävention in 
Wien mit entsprechender Ausstatt ung um ggf. längere und 
intensivere Betreuung gewährleisten zu können. Informati-
onsveranstaltungen und Workshops von SchuldnerInnen-
beratungen in verschiedenen Schulformen um das Wissen 
um fi nanzielle Prioritäten zu vermitt eln. 

8.  Mindestausstatt ung bei Wohnungen für 
„einkommensschwache“ Personen: 
Es ist Realität, dass viele Menschen, nicht über die fi nanziel-
len Mitt el verfügen, um ihre Wohnung halbwegs angemes-
sen einrichten zu können. 

Forderung:
Eine funktionierende fi nanzierbare Heizung, eine Dusche, 
ein Herd und ein Kühlschrank sollten als Mindestausstat-
tung zur Verfügung gestellt werden. 

9.  Wohnbeihilfe in Wien - Wegfall der Min-
desteinkommensgrenze 
Die Wohnbeihilfe (MA 50 – Geschäftsgruppe Wohnen) und 
Mietbeihilfe (MA 40 – Sozialamt) sollen zum sogen. Wohn-

geld zusammengeführt werden. Diesbezügliche Planungen 
und legistischen Vorarbeiten sind schon sehr konkret. Das 
neue Wohngeld sollte mit Anfang 2014 in Kraft treten. Es gibt 
allerdings die klare politische Vorgabe, dass die Zusammen-
führung der beiden Beihilfen zu keinen Mehrkosten führen 
darf. Es ist leider heute schon abzusehen, dass eine Einkom-
mensuntergrenze in der Höhe des Ausgleichszulagenricht-
satz es für die Inanspruchnahme des Wohngeldes weiterhin 
bestehen bleibt. Wir haben als Caritas Wien diese Einkom-
mensuntergrenze immer als nicht nachvollziehbar kritisiert. 
Damit jemand in Wien die Wohnbeihilfe beanspruchen kann, 
muss er ein Mindesteinkommen (Höhe der Mindestpension) 
vorweisen können. 
Ist das Einkommen geringer (Sozialhilferichtsatz , Arbeitslo-
sengeld, usw.), dann kann nach den geltenden Bestimmun-
gen keine Wohnbeihilfe gewährt werden, außer ein Bürge 
steht zur Verfügung, der für die Mietz ahlungen einspringt. 

Forderung:
Entfall der Mindesteinkommensgrenze bei der Wohnbeihilfe

10.  Neue Formen des gemeinschaftlichen Woh-
nens – Modell B.R.O.T.5

Haus 17., Geblergasse 
Beim Projekt Geblergasse 78 war die Caritas Wien bei der 
Gründung 1987 ein Partner der ersten Stunde. Das Wohn-
heim mit 25 Wohnungen wurde 1990 bezogen. Die Caritas 
Wien hat sich dort fi nanziell an den Errichtungskosten für 
drei Wohnungen beteiligt. Diese Wohnungen werden im 
Rahmen der „Betreuten Startwohnungen“ betreut. 
Es gibt eine sehr gute Zusammenarbeit mit der Gemein-
schaft. Die von uns betreuten KlientInnen können sich je nach 
Wunsch am Gemeinschaftsleben beteiligen. Die KlientInnen 
werden in vielen Lebensbereichen sehr tatkräftig unterstütz t. 
Beim geplanten Auszug in die eigene Gemeindewohnung 
gibt es oft fi nanzielle, aber auch ganz praktische Unterstüt-
zung, z.B. beim Übersiedeln etc. 

B.R.O.T. Kalksburg 
Dieses Projekt wurde 2010 als ein Wohnheim für gemein-
schaftliches, integratives Wohnen mit 57 Wohneinheiten 
und mehreren Gemeinschaftsräumen begründet. Die Caritas 
Wien hat 6 Wohnungen unterschiedlichster Größe angemie-
tet, welche für ältere Menschen ab dem 60igsten Lebensjahr 
vorgesehen sind. Die Wohnungen wurden über das Pfarr-
Referat vergeben. 

B.R.O.T. Aspern 
Wurde 2011 als interreligiöses Projekt begründet. Das 
Wohnheim umfasst 41 Wohnungen. Die Caritas Wien ist 
von Anfang an dabei. Wir beteiligen uns fi nanziell an den 
Errichtungskosten für sieben Wohnungen. Voraussichtli-
cher Bezugstermin ist der 1.12.2014. Es ist geplant, hier das 
„housing fi rst Prinzip“ umzusetz en. 

5  Der Name B.R.O.T. steht für „Beten / Begegnen – Reden – Off en-
sein – Teilen“
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Stadtentwicklung und soziale Polarisierung.
Eine diskursanalytische Betrachtung
des Wiener Pratersterns im Zuge
seiner Aufwertung

Marc Diebäcker

1.   Einleitung
Bei der IFIP-Tagung  „Gerechtigkeit. Instrumente für eine 
gerechte Stadt“ im Juni 2014 habe ich Ergebnisse meines 
Dissertationsvorhaben vorgestellt, welches im Dezember 
2012 am Institut für Politikwissenschaft der Universität Wien 
abgeschlossen wurde und als Monographie unter dem Titel 
„Soziale Arbeit als staatliche Praxis im städtischen Raum“ 
(Diebäcker 2014) publiziert wurde. In der schriftlichen Darle-
gung meines Vortrages greife ich im Folgenden auf Auszüge 
aus diesem Buch zurück.
In der theoretischen Auseinandersetz ung mit Schriften von 
Michel Foucault wurde eine staats- und raumtheoretische 
Perspektive gewählt und eine Konzeption von Sozialer Ar-
beit als staatliche Praxis im städtischen Raum erarbeitet. In 
der empirischen Forschung fokussierte das Projekt auf den 
Bahnhof  Wien Praterstern und dem dort verorteten, sozialen 
Interventionsprojekt SAM2 des Vereins Wiener Sozialprojek-
te (heute Suchthilfe Wien), um sowohl die „Rede über einen 
urbanen Raum“ als auch die konkrete sozialarbeiterische 
„Praxis im territorialen Raum“ erforschen und aufeinander 
beziehen zu können. Die Wahl des Forschungsgegenstands 
fi el auf den Wiener Praterstern, weil er von 2005 bis 2010 
Gegenstand einer umfassenden Umstrukturierung war und 
in einem bedeutenden innerstädtischen Entwicklungsgebiet 
liegt. Der Bahnhof wurde bis 2008 im Rahmen der sogenann-
ten Bahnhofsoff ensive der Österreichischen Bundesbahnen 
(ÖBB) grunderneuert, anschließend wurden die Oberfl ächen 
der umliegenden Plätz e neu gestaltet. Zugleich gilt der Pra-
terstern seit Jahrzehnten und auch heute noch als Treff punkt 
und Anlaufstelle für Personen in prekären Lebenslagen, die 
von sozialen Problemen wie Arbeitslosigkeit, Wohnungs-
losigkeit oder Suchterkrankungen betroff en sind. Mit der 
Fertigstellung des Bahnhofs im Jahre 2008 wurde neben der 
am Platz  lokalisierten Polizeidienststelle auch ein privater Si-
cherheitsdienst der ÖBB sowie das Projekt SAM2 implemen-
tiert. Eine Intensivierung von Kontrolle und Zugriff en auf 
Subjekte am Praterstern, insbesondere auf problematisierte 
Menschen bzw. Adressat_innen Sozialer Arbeit, schien sich 
abzuzeichnen – so die Ausgangsthese des Forschungsvorha-
bens

Die im Folgenden dargelegten Ergebnisse beziehen sich 
auf den öff entlichen Diskurs zum Wiener Praterstern, wo-
bei zwei unterschiedliche Diskursausschnitt e analysiert 
und kontrastierend miteinander diskutiert wurden: Der 
„öffentlich-parlamentarische“ Diskursausschnitt  wurde an-
hand parlamentarischer Wortprotokolle des Wiener Gemein-
derates bzw. Landtages zum Praterstern interpretiert. Der 
„öffentlich-mediale“ Diskursausschnitt  wurde anhand der 
medialen Berichterstatt ung in zwei ausgewählten Tageszei-
tungen, der als Boulevardzeitung einzuordnenden „Die Kro-
ne“ und der qualitätsorientierten Tageszeitung „Der Stan-
dard“, analysiert. Im Rahmen der Analyse von Dokumenten 
aus den Jahren 2006 bis 2010 konnten in der Rede über den 
Praterstern, Zusammenhänge zwischen urbanen Aufwer-
tungsprozessen und sicherheits- und ordnungspolitischen 
Strategien sowie Relationen zwischen staatlichem Handeln 
und urbaner Bevölkerung rekonstruiert werden.

2.  Der öff entlich-parlamentarische 
Diskursauschnitt 

„Es interessiert die Wiener, welche Missstände es im öff ent-
lichen Raum gibt. Es interessiert sie, ob diese Stadt schön, 
sauber und sicher ist. Denen ist die Verunreinigung nicht 
egal! Die wollen saubere Straßen und saubere Parks haben, 
die wollen saubere Öffis und saubere U-Bahn-Stationen, 
die wollen keine Graffi  ti-Schmierereien, keine Verwahrlo-
sung, keine verschmutz ten, leer stehenden Geschäftslokale, 
keine Drogenszene am Karlsplatz , keine Betrunkenen am 
Praterstern oder am Julius-Tandler-Platz , kein Hütchen-
spiel, keine gewerbsmäßige Bett elei, kein unkontrolliertes 
Glücksspiel, keine durch Kampfh unde zerstörten Kinder-
spielplätz e, keine frei laufenden Hunde ohne Beißkorb. Die 
wollen, dass die Kinder optimal geschütz t sind in dieser 
Stadt, dass es ausreichend gesicherte Schulwege gibt und 
jemanden, der die Schulkinder auch von zu Hause abholt, 
wenn sie von den Eltern nicht in die Schule geschickt wer-
den. Für all diese Dinge ist die Stadt Wien zuständig – oder 
besser gesagt, sie wäre zuständig. Sie nehmen die Zustän-
digkeit nicht wahr. Hier muss die Stadt aktiver werden, 
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damit das, was uns wichtig ist, noch besser geschütz t wer-
den kann, damit kommunale Kriminalprävention in dieser 
Stadt ernst genommen wird und damit die Kriminalität re-
duziert werden kann.“ (Protokoll Wiener Gemeinderat vom 
30.06.2010: 1258-1259)

Mit Blick auf den öff entlich-parlamentarischen Diskursau-
schnitt  sind resümierend fünf Aspekte der diskursiven Prak-
tiken zum Praterstern als städtischem Raum besonders her-
vorzuheben (Diebäcker 2014: 155-157).
Erstens stellt der Praterstern einen räumlichen Bezugs-
punkt dar, der stark in seinen relationalen Verfl echtungen 
zu Aufwertungsbestrebungen in anderen Räumen der Stadt 
kontextualisiert und zugleich selbst als wünschenswerter 
Aufwertungsimpuls verstanden wird. Während die Mobi-
litätsfunktion und verkehrspolitische Bedeutung des Pra-
tersterns betont wird, treten seine spezifi sch ökonomischen 
Handels- und Konsumfunktionen in den Hintergrund – sein 
ökonomisches Gewicht wird häufi g indirekt über die Auf-
wertungstendenzen in den anderen, naheliegenden und 
auch symbolisch bedeutsamen Räumen mitvermitt elt. Die 
Bedeutung von Infrastrukturprojekten im Rahmen einer 
stadtentwicklungspolitischen Strategie, die selbst als wesent-
liches Element einer investiv-standortpolitischen Entwick-
lungsstrategie gilt tritt  am Praterstern deutlich hervor.
Zweitens stellt der neuerrichtete Bahnhof mit seinen Neben-
gebäuden und den dort verorteten Nutz ungen, Praktiken 
oder sozialen Beziehungen einen bedeutsamen und weit-
gehend unumstritt enen Gegenstand des parlamentarischen 
Diskursausschnitt es dar. Dabei scheinen Wiener Landespo-
litiker_innen die Bahnhofsgebäude selbst als nicht in ihrer 
Zuständigkeit liegend und als weitgehend privaten Raum 
zu betrachten, die Finanzierungsanteile des Landes beim 
Bahnhofsneubau oder Rollen und Funktionen der Wiener 
Linien werden kaum refl ektiert. Die Umstrukturierungs-
maßnahmen durch ausgelagerte staatliche Unternehmen wie 
ÖBB und Wiener Linien in Bundes- oder Landeskompetenz 
werden ebenso wie die von diesen durchgeführte Verwal-
tung, Ordnung und Regulierung des Raumes als private 
Aufgaben und Maßnahmen gefasst: So werden z.B. auch in 
sicherheits- und ordnungspolitischen inspirierten Beiträgen 
die Bedeutung der privaten (bzw. teilprivatisierten) Sicher-
heits-, Ordnungs- oder Reinigungsdienste oder die techni-
sche Überwachung des Bahnhofs mitt els Videokameras of-
fensichtlich weitgehend ausgeblendet. 
Dritt ens stellt der öff entliche Raum, meist bezogen auf den 
westlichen Vorplatz  am Praterstern, einen wesentlichen Ge-
genstand in der politischen Debatt e dar – das Normensystem 
vor Ort scheint diesbezüglich durchaus polarisiert und um-
kämpft. Dabei steht die ungestörte Nutz ung des Verkehrs-
knotenpunktes als auch der Geschäfte und Gastronomie mit 
dem Aufenthalt und Verhalten von marginalisierten Perso-
nen und Gruppen in Konfl ikt, womit auch die symbolische 
Funktion des über den Bahnhof aufgewerteten Pratersterns 
bedroht zu sein scheint.
Viertens scheint sich die Problematisierung des Pratersterns 
als sozialer Brennpunkt ab dem Jahr 2008 zu intensivieren, 
was mit der Fertigstellung des Bahnhofvorplatz es im Jahr 
2009 sowie mit der anstehenden Landtagswahl 2010 in Zu-
sammenhang gebracht werden kann. Die politisch-norma-

tiven Zielsetz ungen von Sauberkeit und Sicherheit werden 
mit der Erweiterung des Sicherheitsbegriff es auf Unsicher-
heitsgefühle sowie vor allem über die Beziehungsrelation 
zwischen der großen Mehrheit der Nutz er_innen des öff ent-
lichen Verkehrs und „störenden, verwahrlosten, süchtigen 
oder kriminellen“ Menschen konfi guriert. Indem die Ängste 
von Frauen und Kindern als schutz bedürftige Gruppen zur 
Legitimation intensivierter staatlicher Intervention heran-
gezogen werden, scheint es, dass damit Figuren potentieller 
Opfergruppen konstruiert werden, um die Problematisie-
rung marginalisierter Personengruppen als potentielle Täter_
innen argumentativ stütz en zu können. Im Rahmen dieser 
Homogenisierungstendenzen treten „berechtigte“ Nutz un-
gen der Subjekte des Pratersterns – die Bewegung zwischen 
unterschiedlichen Verkehrsmitt eln, der Aufenthalt an Gleisen 
und Haltestellen, der Weg zu und der Aufenthalt in Geschäf-
ten bzw. Gastronomie oder auch das Verweilen am Platz  – 
den Nutz ungen der problematisierten Anderen gegenüber. 
Fünftens werden diese im politischen Diskursausschnitt  
problematisierten (Un-)Ordnungen in öff entlichen Räumen 
staatlich mit einer integrierten Doppelstrategie von polizei-
lichen und sozialarbeiterischen Interventionsweisen beant-
wortet. Die Einbett ung der aufsuchenden Sozialen Arbeit in 
kriminalpräventive Strategien ist politisch beabsichtigt und 
der Integration ihres Fachwissens, ihrer Kontrolltechniken 
und Interventionsweisen wird dabei eine besondere Bedeu-
tung zugemessen. Zugleich werden die politisch-normativen 
Ansprüche an Soziale Arbeit in zweifacher Weise verviel-
fältigt: Erstens wird mit der Gemeinwesenorientierung von 
aufsuchender Sozialer Arbeit im öff entlichem Raum die Be-
deutung anderer Raumnutz er_innen aufgewertet, zweitens 
werden mit dem um subjektive Gefühle erweiterten Sicher-
heitsbegriff  die Normierungsvorstellungen dieser Nutz ungs-
gruppen diversifi ziert und legitimiert.

3.  Der öff entlich-mediale 
Diskursausschnitt 

„Mit Hornbrille auf der Nase, Bleistift in der Brustt asche 
und Notizbuch unterm Arm schaut Albert Wimmer ein-
mal pro Woche auf der Baustelle am Praterstern vorbei. 
Und er sieht dabei sehr zufrieden aus. ‚Wir sind voll im 
Plan‘, sagt der Architekt des neuen Bahnhofs Praterstern. 
[…] ‚Dass vor ein paar Jahren Freunde aus England am 
Praterstern aus der Schnellbahn gestiegen sind und gesagt 
haben: ‚Jetz t wissen wir, wo der Osten beginnt‘, hat mir 
schon zu denken gegeben‘, sagt Wimmer. Der neue, 85 
Millionen teure Bahnhof soll für das ganze Grätz el iden-
titätsbildend wirken. Und im Gegensatz  zu vielen anderen 
Wiener Großprojekten teilt ein Gutt eil der Wiener off enbar 
Wimmers Vorstellung von einem zeitgemäßen Nordbahn-
hof. Das Projekt war aber wohl auch deshalb nie umstritt en, 
weil das Areal zwischen Tegethoff -Denkmal und Wurstel-
prater so trostlos daherkam, dass es eigentlich nur besser 
werden konnte. Das sieht auch Wimmer realistisch. ‚Jetz t 
wird aber die ganze Leopoldstadt umgedreht, vom neuen 
Hochhaus von Jean Nouvel am Donaukanal bis zum neuen 
Uni-Campus beim Messegelände, da passt der neue Bahn-
hof sehr gut dazu‘. Der überdachte Gleisbereich besticht 
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durch klare Linien und Luftigkeit. Einen Stock tiefer, in 
der Halle, ist es erstaunlicherweise fast genauso hell. ‚Der 
Bahnhof besteht aus zwei Welten: Oben die Reisenden, un-
ten die Fußgänger, die gemütlich durchschlendern. Damit 
beide Bereiche gleich freundlich wirken, haben wir darauf 
geachtet, die Beleuchtung im unteren Bereich dem Tages-
licht anzugleichen‘, sagt Wimmer. Das ansprechende Um-
feld soll auch Vandalismus verhindern: ‚In einem schönen 
Raum benimmt sich kaum jemand devastierend‘, glaubt der 
Architekt.“ (Der Standard 15.12.2007)

„Ost-Obdachlose missbrauchen Rett ungsautos als ‚Hotel-
bus‘ [Überschrift, Anm.d.Verf.]
‚Mancher lässt sich dreimal am Tag mit der Rett ung ins 
Spital führen. Dort erhält er ein warmes Essen, kommt zu-
rück und trinkt sich erneut nieder‘, klagt ein Polizist. Jeder 
Einsatz  kostet rund 500 Euro, kommt der Notarzt mit, noch 
mehr. Auch Sanitätern stößt dieses ‚Shutt leservice‘ sauer 
auf. Oft sind die Wagen danach stark verunreinigt. Und 
sie sind für andere Einsätz e blockiert. Doch helfen müssen 
sie, auch wenn der ‚Notfall‘ nur gespielt ist. ‚Einer sagt, er 
hat Krebs. Doch nur wenn es ihm zu kalt wird, ruft er laut-
stark nach der Rett ung‘, sagt ein Beamter. Um den Miss-
brauch abzustellen, fordert die Initiative Wiener Bürger 
(iwb-2010) Erstkontrollen durch Sanitäts-Zivildiener am 
Praterstern. ‚Diese könnten im Stütz punkt der Sozialarbei-
ter SAM ein Notlazarett  einrichten. Das ist billiger als der 
Hotelfahrdienst‘, heißt es.“ (Die Krone 03.12.2010)

Mit Blick auf den öff entlich-medialen Diskursausschnitt  
können ebenfalls fünf Aspekte für die diskursiven Praktiken 
zum Praterstern besonders hervorgehoben werden (Diebä-
cker 2014: 166-168).
Erstens erscheint der Praterstern von 2006 bis Ende 2010 in 
raumrelationaler Hinsicht als ein bedeutender städtischer 
Entwicklungsraum, der im Hinblick auf die politisch verfass-
ten Raumebenen (scales) vor allem für das Bundesland Wien 
in eine standortpolitische Entwicklungsstrategie eingebett et 
ist. Während in den nahräumlichen Aufwertungsimpulsen 
immer wieder auch die bezirkspolitische Bedeutung des Pra-
tersterns erkennbar ist, wird die Wien übergreifende, regio-
nale oder bundespolitische Relevanz des Raums selten sicht-
bar – nur die Bahnhofsoff ensive der ÖBB, mit der wesentliche 
Rahmenbedingungen für die Aufwertung des Pratersterns 
gewährleistet werden, tritt  diesbezüglich deutlich hervor. 
Zweitens wird Stadtentwicklung als öff entliches Thema 
vor allem durch die Berichterstatt ung im Standard reprä-
sentiert, wobei diesbezüglich eine expert_innenorientierte 
Schwerpunktsetz ung, ein funktionales Planungsverständnis 
und ein physisch-materieller Zugang zum Raum erkennbar 
sind – soziale Beziehungen oder subjektive Perspektiven von 
Raumnutz er_innen sind bei der Konstituierung des Raums 
hingegen kaum zu verzeichnen. Auch wenn die städtischen 
Entwicklungsmaßnahmen ähnlich positiv bewertet werden 
wie im Standard, verzeichnet die Berichterstatt ung der Krone 
deutlich weniger Details und Hintergründe zu den Maßnah-
men der Stadtentwicklung, oft bezieht sich diese auf konkre-
te Ereignisse am Praterstern oder auf Einschränkungen bzw. 
Behinderungen des Verkehrsknotenpunktes. Kritische Re-
fl exionen oder Bewertungen von Aufwertungsmaßnahmen, 
z.B. im Sinne negativer Auswirkungen einer ungleichen und 

polarisierenden räumlichen Entwicklung oder hinsichtlich 
Verdrängungsprozessen einkommensschwacher, fi nden sich 
im gesamten Diskursausschnitt  nicht. Alternativen abseits 
einer investitions- und standortbezogenen Entwicklung von 
Stadt sind nicht zu fi nden und deuten auf die Hegemonie 
dieser Stadtentwicklungsstrategie hin. 
Dritt ens zeigen sich in Verbindung mit den Sanierungs- 
und Umgestaltungsmaßnahmen des Pratersterns, und fast 
ausschließlich in der Berichterstatt ung der Krone, auch Zu-
sammenhänge zur Problematisierung der unerwünschten 
Anderen im Raum. Dabei werden sie mit einem auf ihre 
Erscheinung und Verhalten bezogenen Status der Devianz 
markiert und ihre sozialen Probleme oder Notlagen sowie 
ihr Aufenthalt oder Verhalten oft überzeichnet. In diesen 
Etikett ierungen verbinden sich häufi g Diskreditierungen 
mit Homogenisierungstendenzen, die als räumlich-sichtbare 
Eigenschaften Menschen und ihren Körpern zugeschrieben 
werden, wodurch sie als das „verwerfl iche Andere“ erkenn-
bar werden. Manifeste sichtbare soziale Ungleichheit und 
ihre gesellschaftlichen Bedingungen werden diskursiv als 
Probleme von Devianz und Delinquenz umcodiert und in die 
Verantwortung des Abweichenden übertragen.
Viertens spitz t sich die Problematisierung von Devianz am 
Praterstern in der Berichterstatt ung der Krone in der Hinsicht 
zu, dass der Praterstern nicht nur als „verwahrloster und un-
sauberer“, sondern eben auch als gefährlicher und kriminel-
ler Raum charakterisiert wird. Über die Problematisierung 
von kriminellem Verhalten wird dabei der Zusammenhang 
von (Un-)Sauberkeit und (Un-)Sicherheit im Raum sowohl 
explizit als auch implizit hergestellt und die Polizei erscheint 
mit ihren Praktiken als zentrale, legitime und ordnungsher-
stellende Instanz staatlichen Handelns. Mit dieser Fokussie-
rung auf Wissensbestände und Deutungen sowie Interven-
tionen polizeilicher Praxis, treten territorial ausschließende 
und kriminalisierende Praktiken in den Vordergrund, womit 
die Wacquantsche Figur des „strafenden Staates“ (Wacquant 
2009) Relevanz erfährt. Demgegenüber wird Soziale Arbeit 
als staatliche Praxis am Praterstern nur selten erwähnt und 
nimmt im medialen Diskursausschnitt  eine untergeordnete 
Stellung ein. Sie wird instrumentell als staatliche Interven-
tionsarbeit positioniert, die einerseits auf die devianten, 
nicht-delinquenten Nutz er_innen ausgerichtet ist und sich 
andererseits zugleich an all diejenigen Raumnutz er_innen 
wendet, die mit Ersteren in Konfl ikt stehen oder sich von die-
sen gestört fühlen.
Fünftens stehen in der Thematisierung von Sicherheit As-
pekte der personalen Sicherheit und der Schutz  vor Strafde-
likten, aber auch vor Störungen durch Andere deutlich im 
Vordergrund. Dabei entsteht der Eindruck, dass der Begriff  
der subjektiven (Un-)Sicherheit weniger einem medialen als 
einem politischen Diskursausschnitt  entspringt, da er in den 
Gemeinderats- und Landtagsprotokollen präsenter ist. Be-
zug nehmend auf die stark kriminalitätsbezogene Bericht-
erstatt ung der Krone entsteht das Bild, dass in der Produk-
tion von Angst und Gefahr ein Verständnis von personaler 
Sicherheit als Schutz  vor den kriminellen Anderen dominiert, 
zumal Aspekte sozialer Sicherheit, verstanden als Unterstüt-
zungsleistungen in sozialen Problemsituationen, nur punktu-
ell identifi ziert werden können. 
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4.  Fazit: Der Wiener Praterstern 
im öff entlichen Diskurs zwischen 
Aufwertung und Problematisierung 
von Devianz
In einer zusammenführenden Perspektive kann die Rede 
über den städtischen Raum Praterstern folgendermaßen re-
sümiert werden (Diebäcker 2014: 169-174).
In raumrelationaler Perspektive entsteht vor allem mit Blick 
auf den 2. Wiener Gemeindebezirk das Bild einer ortsge-
bundenen Aufwertungsstrategie, die vorhandene Grund-
lagen wie den grünen Prater als Naherholungsgebiet, den 
Volksprater als Vergnügungspark oder städtische Brach-
fl ächen für die Ansiedlung diverser Projekte nutz t und so 
stark immobilienbezogene Erlebnis-, Konsum-, Arbeits- und 
Wohnwelten miteinander verbindet. Im öff entlichen Dis-
kurs zum Praterstern treten standortpolitische Strategien 
der Festivalisierung und Vermarktung ebenso hervor wie 
staatlich-private Entwicklungsallianzen bei der Planung und 
Umsetz ung der verschiedenen Entwicklungsimpulse. Die Er-
neuerung des Bahnhofs Wien Praterstern kann vor diesem 
Hintergrund auch als infrastrukturelle Bereitstellung zur 
Entwicklung des Aufwertungsgebietes mit staatlichen Fi-
nanzmitt eln verstanden werden.
Der Praterstern mit dem att raktivierten Bahnhof stellt in sei-
ner Mobilitätsfunktion ein wesentliches Bindeglied für das 
innerstädtische Entwicklungsgebiet dar, zugleich ist er selbst 
durch die erweiterten Konsum- und Aufenthaltsfunktionen 
Spiegel einer neuen räumlichen Multifunktionalität. In dieser 
symbolischen Positionierung repräsentiert der Bahnhof eine 
spezifi sche Form von Urbanität, die die Normativität des 
Pratersterns verändert: Der helle, geräumige und ästhetische 
Bahnhof, das individuelle Hindurchbewegen im Raum der 
Vielen, das Konsumieren von Produkten und Dienstleistun-
gen auch außerhalb der gesetz lichen Ladenöff nungszeiten 
oder der qualitätsvolle Aufenthalt an den Vorplätz en sowie 
das zügige Umsteigen und Wegbewegen aus dem Raum sind 
zentrale Zielsetz ungen, die, wenngleich sie teilweise mitein-
ander in Konfl ikt stehen, umgesetz t werden sollen. In diesen 
normativen Zielsetz ungen tritt  eine raumgestalterische Rati-
onalität deutlich hervor: Die sichtbare, ästhetische Qualität 
des Raums wird als Maßstab des Neuen positioniert. Diese 
gesteigerte Normativität des Pratersterns ist mit Normvor-
stellungen verbunden, den schönen, neuen Raum zu ent-
wickeln bzw. die bereits erreichte Qualität sicherzustellen. 
Die Anwesenheit, das Erscheinungsbild oder Verhalten von 
anderen Personengruppen stellt dabei scheinbar stärker als 
früher eine Bedrohung für das aufgewertete Bild, Image und 
die erweiterten Funktionalitäten des Pratersterns dar. Mit 
Foucault (2006[1978]: 90-98) sind mit dieser Verschiebung 
der Normalitätszone m.E. erhöhte Normanforderungen für 
die Subjekte verbunden und diejenigen, die den gesteigerten 
Normalisierungsdruck schwer oder nicht bewältigen kön-
nen, werden als sichtbare Devianz im Raum problematisiert. 
Sicherheits- und ordnungspolitische Argumentationsmuster 
sind daher eng an die hegemonial wirkende, stadtentwick-
lungspolitische Aufwertungsstrategie gekoppelt. 
Anhand der Auseinandersetz ung um die Gestaltung des 
westlichen Vorplatz es zeigt sich in beiden Diskursausschnit-

ten, dass der öff entliche Raum einen wesentlichen Bezugs-
punkt der öff entlichen und parteipolitischen Auseinander-
setz ung darstellt. Dabei fungiert der bereits fertig gestellte 
Bahnhof, der als privater und durch die ÖBB verwalteter 
Raum betrachtet wird, als normativer Maßstab auch für die 
Ordnung im öff entlichen Raum. In direkter landespolitischer 
Kompetenz liegend, werden die normativen Ideale des sicht-
bar Schönen und Att raktiven auf den Vorplatz  übertragen, 
die aber schwer herzustellen sind bzw. bedroht zu sein schei-
nen. Mit den damit verbundenen Vereinheitlichungsansprü-
chen stellt die Heterogenität der Subjekte am Platz  diskursiv 
ein Ordnungsproblem dar, welches durch ein Problematisie-
rungsmuster gekennzeichnet ist, das Konfl ikte zwischen Pas-
sant_innen, Passagieren und Bewohner_innen der Umgebung 
sowie den als Drogensüchtige, Trinker_innen, Obdachlose 
u.v.m. etikett ierten Anderen konstatiert. Diese Beziehungs-
fi gurationen erscheinen in Bezug auf Gruppenzugehörig-
keiten, Gruppengröße und Mehrheitsverhältnisse eindeutig 
geordnet, auch weil die Identifi kation mit den neutralen Ka-
tegorien der Vielen auf negativ konnotierte Klassifi zierungen 
der Wenigen treff en, denen die Verursachung „sozialer Prob-
leme“ im Sinne moralisch verwerfl ichen, selbstverschuldeten 
oder kriminellen Verhaltens zugeschrieben werden. 
In den Problematisierungsmustern lassen sich auch Argu-
mentationsfi guren zu Gefahren und Risiken im Raum be-
sonders gut erkennen. Im öff entlich-parlamentarischen Dis-
kursausschnitt  manifestiert sich die Risikokett e von Raum, 
Gruppe und Individuen über das Thema Drogen (Belina 
2011: 105), die in ihrem relationalen Bezug zum Karlsplatz  
als Raum der Drogenszene, als Aufenthaltsort von Drogen-
süchtigen bzw. -dealer_innen im Sinne einer Gleichsetz ung 
der Räume reaktualisiert wird. Im öff entlich-medialen Dis-
kursausschnitt  werden diese Gefahren und Risiken durch 
Drogenszene, -süchtige und -dealer_innen dem Praterstern 
direkt zugeschrieben, der zugleich anhand unterschiedli-
cher Fälle durch die Figur des Kriminellen zusätz lich pro-
blematisiert wird. Anhand der Kategorien Herkunft, Alter 
und Geschlecht formiert sich ein Bild des Kriminellen, das 
als nicht-österreichisch, jung und männlich charakterisiert 
werden kann. Die Grenzziehungen zwischen normal und ge-
fährlich verweisen dabei auf stark körperbezogene Distinkti-
onsmerkmale, die in ihrer Kopplung mit Kriminalität als ras-
sistisch qualifi ziert werden müssen. In den boulevardesken 
Problematisierungen von Delinquenz und Kriminalität am 
Praterstern wird dabei die Diff erenz zu den abweichenden 
Anderen teilweise in multiplen Zuschreibungen derart ver-
tieft, dass das gefährliche, fremde Andere als Grenzposition 
das „Unmögliche“ und „Verbotene“ repräsentiert (Foucault 
2007[1975]: 76-80). 
Der parlamentarische und mediale Diskursausschnitt  sind 
bei allen Diff erenzierungen dennoch stark aufeinander be-
zogen und selbstreferentiell, Aussagen und Wissen zu Spe-
zialdiskursen sind kaum repräsentiert. Akteur_innen des 
wissenschaftlichen Feldes sind als Sprecher_innen nicht 
präsent, sodass wissenschaftliche oder akademisch-diszipli-
näre Wissensformen in den diskursiven Praktiken nicht ex-
pliziert werden. Lediglich in stadtentwicklungsbezogenen 
Kontexten wird auf magistratische Fachdienststellen Bezug 
genommen, in der Berichterstatt ung des Standards werden 
auch Architekt_innen Sprecher_innenpositionen eingeräumt, 
sodass hier spezifi sch-fachliche Rationalitäten mitvermitt elt 
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werden. In sicherheits- und ordnungspolitischen Kontexten 
besetz en polizeiliche Akteur_innen, überwiegend in der Kro-
ne, die zentralen Sprecher_innenpositionen und ihr Wissen 
muss diesbezüglich als diskursprägend eingeschätz t werden. 
Sozialarbeiterische Wissensformen sind im Material, bis auf 
ganz wenige Ausnahmen, nicht repräsentiert: Ihre Rationa-
lisierungsweisen scheinen im öff entlichen Diskurs zum Pra-
terstern nicht relevant, ihre spezifi sch-fachlichen Deutungen 
oder Problematisierungs- und Maßnahmenmuster kommen 
im Sinne einer diskursanalytischen Aussage nicht vor. Viel-
mehr scheint die der Sozialen Arbeit politisch zugewiesene 
instrumentelle Rolle im territorialen Raum auf eine stark 
personenbezogene machtt echnische Positionierung hinzu-
deuten. 
Aus einer politikfeldspezifi schen Perspektive ist in den öf-
fentlichen Diskursausschnitt en ein Ineinandergreifen von 
Stadtentwicklungs- sowie Sicherheits- und Ordnungspolitik 
deutlich erkennbar, die in vielfältigen Bezügen und Argu-
mentationsmustern miteinander verwoben sind. Dagegen 
sind sozialpolitische Problematisierungen in beiden Diskurs-
feldern kaum zu identifi zieren: Auf negative Folgen von Auf-
wertungsimpulsen wie Verdrängung ärmerer Bevölkerungs-
gruppen wird ebenso wenig hingewiesen wie auf Ursachen 
von sozialen Problemlagen, z.B. Armut, Sucht oder psychi-
schen Erkrankungen; auch Mechanismen gesellschaftlicher 
Ausschließung in Bezug auf Arbeit, Zugehörigkeit, Alter, 
Herkunft oder Geschlecht können nicht identifi ziert werden. 
Soziale Versicherungs- und Infrastrukturleistungen oder per-
sonenbezogene, individuelle Unterstütz ungsstrukturen des 
Wohlfahrtsstaates sind in ihrem Raumbezug zum Praterstern 

genauso wie Elemente eines rehabilitativen Ideals oder Ar-
gumente für die gesellschaftliche Inklusion marginalisierter 
Menschen nur in einigen, wenigen Textstellen des untersuch-
ten Materials zu verzeichnen. Die sehr weitgehende Nicht-
thematisierung von Aspekten sozialer Sicherheit führt auch 
dazu, dass soziale Ungleichheit auf ihren sichtbaren Status 
reduziert ist und so im Kontext sicherheits- und ordnungspo-
litischer Problematisierungen als Bedrohung für die persona-
le Sicherheit umcodiert wird. 
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Kommentar zum Vortrag „Stadtentwicklung und Polarisierung“
Kommentar von Gesa Witthöft  zum Vortrag von Marc Diebäcker

Vielen Dank für die kritische diskursanalytische Refl exion 
der sozialen Polarisierungseff ekte eines wenn auch großen, 
so doch typischen Stadtentwicklungsverfahrens, nach deren 
Darlegung sich mein planerisches Ich doch fast ein wenig 
entlarvt fühlt: Gerade der fachliche Dis kurs über die Struk-
turierung und den Umgang mit den öff entlichen Räumen im 
Umfeld des Bahnhofes Praterstern dürfte doch um einiges 
diff erenzierter gewesen sein, als das was nachweislich in den 
Medien und in parlamentarischen Instanzen diskutiert wur-
de.
Meine ersten Fragen in Hinsicht auf die Dimensionen der 
Gerechtigkeit lauten also: Wo waren wir Fachpersonen in 
diesem Zusammenhang? Wie wurden die Qualitäten des öf-
fentlichen Raumes am Praterstern bestimmt? Und wieso sind 
diese Positionen nicht dokumentiert und in den Diskurs ein-
gefl ossen?
Es ist uns Planungsfachleuten meines Erachtens hinlänglich 
klar, dass jede Form der technisch-planerischen Anpassung 

und Erneuerung eines als veraltet geltenden Standortes – zu-
mal wenn es explizit auch um die Aufwertung und Att rak-
tivierung einer großen Infrastruktur und seines stadträum-
lichen Umfeldes geht – auch andere Nutz er_innen an den 
Ort bindet und somit sichtbar macht; dass dabei immer die 
‚Gefahr‘ besteht, dass manche soziale Gruppen ‚vertrieben‘ 
werden … dies sind leider häufi g diejenigen, die wir als de-
viant bezeichnen, die explizit auf eine intensive Nutz ung des 
öff entlichen Raumes angewiesen sind und diejenigen, die es 
schwer haben, sich einen neuen für sie att raktiven Ort zu su-
chen.
Meine nächste Frage lautet also: Was für ein Bild von ‚wün-
schenswerter‘ Öffentlichkeit wird im Zusammenhang mit 
solcherart Projekten eigentlich produziert?
Planerische Arbeit ist in wesentlichen Aspekten durchaus 
vergleichbar mit Sozialer Arbeit. Beide sind meines Erach-
tens immer auch ein Instrument der Gerechtigkeit – gilt es 
in der Planung doch ‚für Alle‘ eine ‚gute‘ Lebensumwelt zu 
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schaff en. Planung kann sich dabei aber weniger deutlich auf 
die „marginalisierten Anderen“ und „Herausgefallenen“ 
beziehen, als dies aufsuchende Soziale Arbeit machen kann 
resp. sollte.
Meine weitere Frage lautet also: Nach welchen der vielfäl-
tigen, nicht immer deutlich zu bestimmenden und teilweise 
auch widersprüchlichen Kriterien zum Maß der Gerechtig-

keit – Bedürfnis, Vertrag, Leistung, Gleichheit, Gleichberech-
tigung, Maxime, Nachhaltigkeit und/ oder gar Zufall (?)… 
– kann sozialräumliche Gerechtigkeit planerisch hergestellt 
werden?
Was bleibt ist (erneut) die Einsicht, dass wir uns wohl bei je-
dem Vorhaben die alte und immer wieder neue Frage stellen 
sollten: Wer bekommt welchen Raum?
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Soziale Sicherheit als
zentrales Wirkungsziel

 Irene Rieger

Soziale Sicherheit ist das zentrale Wirkungsziel des Fonds 
Soziales Wien (FSW), der als Instrument der Stadt Wien 
essentiell und innovativ zur Umsetz ung der Wiener Sozi-
alpolitik beiträgt. Der Fonds erfüllt seinen Auftrag zur Si-
cherstellung der sozialen Hilfe- und Betreuungsleistungen 
in den Bereichen Pfl ege und Betreuung, Behindertenarbeit 
und Wohnungslosenhilfe. Im Rahmen der Tagung, die sich 
mit der sozialen Gerechtigkeit als bedeutenden Pfeiler einer 
nachhaltigen gesellschaftlichen Entwicklung befasste und 
die wirkungsvolle Vorgehensweisen thematisierte, durch 
die Gerechtigkeit und soziale Sicherheit für die Menschen in 
Wien erlebbar sind, präsentierte der FSW seine Konzepte zur 
Implementierung der Wirkungsorientierung. 

Eingangs werden in diesem Artikel der Fonds Soziales Wien 
und seine Aufgaben- und Wirkungsbereiche dargestellt (sie-
he auch: www.fsw.at). Danach wird ausgeführt, in welcher 
Weise Verteilungsgerechtigkeit, Wirkungsorientierung und 
soziale Sicherheit bei der Aufgabenerfüllung des FSW inei-
nander greifen. Anschließend werden die zentralen  Inhalte 
des auf der Tagung gehaltenen Referates wiedergegeben: Die 
Implementierung der Wirkungsorientierung im Kontext der 
Wirkungskoalition von FSW, den dienstleistungserbringen-
den Organisationen und den KundInnen; siehe dazu Abbil-
dung 1.

 
Quelle: Fonds Soziales Wien 2014.

Abb. 1. Die in diesem Kontext als „Wirkungskoalition“ bezeichnete Verbindung
zwischen den am sozialen Leistungsprozess beteiligten Personengruppen

und Organisationen im Fördersystem
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1.  Der Fonds Soziales Wien
Der Fonds Soziales Wien (FSW) steuert und fi nanziert seit 
2004 die Erbringung von sozialen Dienstleistungen in den 
Bereichen der Pfl ege und Betreuung, der Behindertenarbeit, 
Mobilität und Beratung sowie die Leistungen der Woh-
nungslosenhilfe. Für die Planung, Steuerung und die Quali-
tätssicherung dieser sozialen Dienstleistungen sind die drei 
sogenannten Fachbereiche zuständig. Nachstehend sind ex-
emplarisch ein paar Zahlen auf Jahresbasis angeführt, die die 
Größe des zu steuernden Systems zeigen:  

 ca. 100.000 KundInnen 
 ca. 170 anerkannte Partnerorganisationen
 ca. 230.000 Anrufe am KundInnen-Telefon 
 ca. 80.000 m² Nutz fl äche an 52 Standorten
 ca. € 1,2 Milliarden Förderaufwand

Das KundInnenservice mit dem Case-Management leistet 
als Teil des Fonds Soziales Wien einen wichtigen Beitrag zur 
bestmöglichen Versorgung der Wiener Bevölkerung in den 
genannten Bereichen. Es  bietet in den  Beratungsstellen In-
formationen und Beratungen zu Fragen über das Angebots-
spektrum von sozialen Dienstleistungen. Darüber hinaus 

stellt es sicher, dass der Bedarf von KundInnen optimal mit 
den Angeboten an sozialen Leistungen in Übereinstimmung 
gebracht wird. Dabei wird gleichzeitig darauf geachtet, ob 
eine Unterstütz ung für die persönliche Ressourcenaktivie-
rung bei den  KundInnen selbst und deren Umfeld zielfüh-
rend und ausreichend ist, sodass unter Umständen keine 
Dienstleistungen in Anspruch genommen werden müssen. 
Somit leistet das KundInnenservice einerseits einen essentiel-
len Beitrag zum „erlebbaren Gefühl der sozialen Sicherheit“ 
für die Wiener Bevölkerung: durch individuelle Beratung 
und auf Basis eines profunden ExpertInnen-Wissens vermit-
telt es Menschen in Problemlagen und deren Angehörigen 
Orientierung zur Lösung der anstehenden Schwierigkeiten. 
Andererseits erfüllt das KundInnenservice auch einen zwei-
ten Anspruch, den eine Gesellschaft an Ressourcen-verteilen-
de Systeme stellt: ein verantwortungsvolles Verhalten gegen-
über den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern. Aus diesen 
beiden Betrachtungswinkel heraus geht der vorliegende 
Beitrag weiter unten bei den Erörterungen zur Verteilungs-
gerechtigkeit auf die verschiedenen Aspekte ein, was als „ge-
recht“ angesehen und erlebt werden kann.
Zusätz lich zu den Planungs-, Steuerungs-, und Finanzie-
rungsaufgaben erbringt der FSW bereits derzeit Finanz- und 
Leistungsdokumentationen, die  über das übliche Maß hi-

Quelle: Fonds Soziales Wien 2014.

Abb. 2. Die Wirkungskoalition, die auf eine gesamt-gesellschaft lich gerechte 
Fördermittel-Vergabe abzielt und die für die nachhaltig wirkungsvolle Erbringung 

sozialer Dienstleistungen mit dem Fokus auf erlebbare soziale Sicherheit sorgt.
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nausgehen, als einen Beitragsteil zur Transparenz. Da die 
wirkungsorientierte Steuerung die konsequente Weiterent-
wicklung des Managements in den öff entlichen Verwaltun-
gen und in Non-Profi t-Organisationen ist, die sich primär 
über ihren gesellschaftlichen Nutz en legitimieren, greift der 
FSW von sich aus das Thema Wirkungsorientierung auf und 
bringt es in eine systematische Umsetz ung. Für den Erfolg 
reicht es heute nicht mehr aus, Ressourcen und Leistungen 
effi  zient zu managen. Die zentrale Herausforderung liegt 
darin, den Ressourceneinsatz , die Leistungen und die Steu-
erung sowohl auf den Nutz en für die KundInnen(gruppen) 
als auch auf den Nutz en für die Gesellschaft auszurichten. 
Diese systematische Ausrichtung auf Wirkungsziele und der 
Nachweis des tatsächlich erbrachten Wirkungsbeitrages wer-
den in Hinblick auf die Verteilung öff entlicher Mitt el zuneh-
mend wichtiger. In diesem Sinne wird weiter unten im Text 
das wirkungsorientierte Vorgehen des Fonds Soziales Wien 
dargestellt.

2.  Verteilungsgerechtigkeit, 
Wirkungsorientierung und soziale 
Sicherheit 
Von verschiedenen Wissenschaftern und Wissenschafterin-
nen werden unterschiedliche Ansichten darüber vertreten, 
ob das  Gerechtigkeitsstreben die einzig wirksame Kraft in 
Situationen ist, bei denen es um Verteilung geht. Einigkeit 
herrscht diesbezüglich, dass Aufteilungsentscheidungen 
sehr vielfältige und teils nachhaltige sowie drastische Aus-
wirkungen auf Sozialsysteme haben können. Aufgrund der 
Schwierigkeit, die individuellen Wünsche, Erwartungen und 
Bedürfnisse aller beziehungsweise möglichst vieler Beteilig-
ter zu befriedigen, ist der Entscheidungsprozess für die kon-
krete Durchführung einer Verteilung von Ressourcen relativ 
komplex. Richtet man den Blick auf das oben dargestellte 
Fördersystem im Kontext der Wiener Bevölkerung und der 
österreichischen Gesellschaft ist es naheliegend, dass zu-
sätz lich zu Gerechtigkeitsüberlegungen und – bestrebungen 
auch andere Motive und Zielsetz ungen unser Handeln und 
unsere Werte beeinfl ussen wie beispielsweise das Streben 
nach effi  zienten und wirkungsvollen Verteilungssystemen 
und Dienstleistungserbringungen; (vergleiche unter ande-
rem Mikula, 1980). Die Wahl der Zielsetz ung und eines Ver-
teilungsprinzips, mitt els dessen die angestrebten Wirkungen 
realisiert werden sowie die konkrete Umsetz ungsart sind ge-
nerell die zentralen Schritt e in Verteilungssituationen. Somit 
sind sie auch von zentrale Bedeutung für das Fördersystem 
in Wien, aufgrund dessen Wienerinnen und Wiener rasch 
zu leistbaren, qualitätsgesicherten und wirksamen sozialen 
Leistungen kommen – unter Berücksichtigung der nachhalti-
gen Finanzierbarkeit und dem gesamtgesellschaftlichen An-
spruch auf wirkungsvolle und gleichzeitige ressourcenscho-
nende Steuergelder- und Mitt elverwendung. 
Der Fonds Soziales Wien fördert sowohl Menschen in Wien 
persönlich und individuell als auch anerkannte Einrich-
tungen nach den Förderrichtlinien des FSW. Diese Förder-
richtlinien sind im Sinne der oben ausgeführten Gerech-
tigkeitsüberlegungen erstellt. Sie regeln unter anderem die 
sozial ausgleichenden Zugangsvoraussetz ungen zu dem 

Fördersystem.  Die Abbildung 2 zeigt schematisch das Zu-
sammenspiel aller Beteiligten in dieser Wirkungskoalition, 
in der gesamt-gesellschaftliche Gerechtigkeitsbestrebungen, 
erlebbare soziale Sicherheit für die Wiener Bevölkerung und 
nachweisliche Wirkungen des Fördersystems und der sozia-
len Dienstleistungen realisiert werden.  
Die sogenannten anerkannten Einrichtungen sind Organi-
sationen, die die sozialen Dienstleistungen in den Bereichen 
Pfl ege und Betreuung, Behindertenarbeit und Wohnungslo-
senhilfe erbringen. Sie sind es, die mit ihren professionellen 
Leistungen und ihrem engagierten Einsatz  die Lebensqua-
lität der KundInnen verbessern und gemeinsam mit dem 
KundInnenservice des FSW vertrauensbildendes Verhalten 
im Sinne der Verfahrensgerechtigkeit und Transparenz prak-
tizieren. 

3.  Die Implementierung der 
Wirkungsorientierung im Kontext 
der Wirkungskoalition
Der FSW hat als innovativer Gestalter im Gesundheits- und 
Sozialbereiches von sich aus das Thema Wirkungsorientie-
rung in das Zentrum seiner Aufmerksamkeit und seines Tun 
gestellt. Wichtig zu wissen und zu beachten bei der inhalt-
lich-konzeptionellen Beschäftigung mit Wirkungsorientie-
rung ist, dass es nicht eine einzige Methode oder das eine 
universell anzuwendende Instrument zur Implementierung 
der Wirkungsorientierung gibt. Jedes Unternehmen muss 
seinen eigenen Zugang und Weg entwickeln.
Folgende Blickwinkel, Bilder und Modelle hat der FSW teils 
aus der vorhandenen Literatur und auf Basis von aktuellen 
Erfahrungsaustauschgesprächen aufgegriff en und teils ei-
genständig entwickelt. 

 Soziale Sicherheit stellt das zentrale Wirkungsziel 
dar, das sich in weitere Wirkungsziel-Aspekte wie 
Lebensqualität, Erhaltung der Selbständigkeit 
und Selbstbestimmtheit sowie soziale Teilha-
be in schwierigen Lebenslagen unterteilen lässt.  
Auch bei der Defi nition dieser Wirkungsziele zeigt 
sich wieder das Ineinanderfl ießen der Wirkungs- 
und Gerechtigkeitsbestrebungen. Ausgehend von 
den drei gerechtigkeitspsychologischen Begriff en 
„Verteilungsgerechtigkeit“ (Wie gerecht werden 
die konkreten Ergebnisse einer Verteilung bew-
ertet?);  „Verfahrensgerechtigkeit“ (Wie gerecht 
wird das Verfahren erlebt?)  und „interaktionale 
Gerechtigkeit“ (Wie fair und wertschätz end wird 
der konkrete Ablauf und die statt fi ndenden so-
zialen Kontakte wahrgenommen?) fi nden diese 
drei Dimensionen von Gerechtigkeit auch bei den 
Wirkungszielen des FSW ihre Berücksichtigung. 
Zusätz lich zur optimalen gesundheitlichen und 
sozial-integrativen Pfl ege- und Betreuungsqualität 
zielt die Wirkungsentfaltung des FSW auf Werte 
ab, die mit Gerechtigkeitsempfi ndungen verwoben 
sind wie Selbstbestimmtheit, vertrauensbildende 
Umgangsformen und soziale Teilhabe (siehe Abb. 
3).
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 Der FSW bewirkt soziale Sicherheit, weil er mit 
wirkungsvollen Dienstleistungen die Lebensquali-
tät von Menschen in Wien nachhaltig sicherstellt. 
Um Lenken, Lernen und Legitimieren geht es bei 
jedem wirkungsorientierten Steuerungskonzept. 
Nachstehend wird anhand von Beispielen ausge-
führt, was das für den FSW konkret bedeutet (siehe 
Abb. 4).
Wirkungsorientierung kann als Ausdiff erenzie-
rung der Ergebnisqualität gesehen werden, wobei 
zu betonen ist, dass seit vielen Jahren Qualitätsma-
nagement im Fonds Soziales Wien gelebt wird und 
auch innerhalb der Wirkungskoalition unter ande-
rem im Rahmen der Anerkennungsverfahren von 
Einrichtungen fest verankert ist.
Wirkungsorientierte Steuerung einer Organisati-
on oder eines ganzen Organisationssystems wie 
die Wirkungskoalition erfordert ein strategisches 
Vorgehen. Die Umsetz ung konkreter Maßnahmen 
muss sich an der strategischen Zielsetz ung orien-
tieren und die Erfolge bzw. der Grad der Zieler-
reichung müssen überprüft werden. Dafür müssen 
Wirkungsdaten systematisch in die Organisati-
onssteuerungsinstrumente integriert werden. Die 
Basis für eine strategisch-konsistente wirkungs-
orientierte Steuerung schaff t der Strategieprozess. 
Strategisches Wirkungscontrolling sorgt für den 
Aufb au und die Nutz ung der Wirkungsdaten für 
strategische Aufgaben und Entscheidungen. Für 
die Steuerung einzelner Dienstleistungen und das 
kontinuierliche Lernen in spezifi schen Bereichen 
der Alltagsarbeit mit KundInnen ist das operative 
Wirkungscontrolling das entsprechende Instru-
ment. Bedarfslagen und Erwartungen der Men-
schen verändern sich, gesamt-gesellschaftliche 
Einstellungen und politische Rahmenbedingungen 
ändern sich über die Zeit hinweg und in allen so-
zialen Leistungsbereichen vollzieht sich eine ste-
tige Weiterentwicklung des Fachwissens. Diese 
Faktoren und der steigende Legitimationsdruck 
sowie das eigene Bestreben des FSW, die erzielte 

gute Versorgungsqualität transparent darstellen zu 
können, machen ein Controlling der Wirkungen 
erforderlich. 

 Als weitere essentielle Instrumente im Zuge der 
Entwicklung und Implementierung der durch-
gängigen Wirkungsorientierung im FSW werden 
an dieser Stelle der sogenannte „Persönliche Ent-
wicklungsplan“ und die KundInnen-Zufrieden-
heitsbefragung genannt. 
Bei dem Persönlichen Entwicklungsplan handelt 
es sich um ein Instrument zur einheitlichen Fest-
stellung der Bedarfslagen bei Menschen, die sich 
in Lebenssituationen mit Unterstütz ungsbedarf be-
fi nden. Auf dieser systematischen Erfassung basie-
rend werden die entsprechenden sozialen Dienst-
leistungen angeboten und gefördert. Darüber 
hinausgehend wird daran gearbeitet, dass dieser 
Persönliche Entwicklungsplan in Zukunft auch die 
Wirkungen der erbrachten bzw. genutz ten Leistun-
gen aufzeigen kann.
Die KundInnen-Zufriedenheitsbefragung be-
dient sich dem dafür gängigen Instrument der 
Datenerhebung mitt els Fragebogen. Wie eingangs 
zum Thema Wirkungsorientierung erwähnt, setz t 
sich ein wirkungsorientiertes Management aus 
verschiedenen Systemen und Instrumenten zu-
sammen, wobei die KundInnen-Zufriedenheits-
befragung eines davon ist. Die passende Auswahl 
dieser und die optimale Gestaltung dieser einzel-
nen „Bausteine“ der Wirkungsorientierung für das 
eigene wirkungsorientierte Unternehmen sind die 
Herausforderungen, die jede Organisation anneh-
men und bewältigen muss. 
Motivierend auf diesem Weg sind beispielsweise 
die KundInnen-Zufriedenheitsbefragungsergeb-
nisse, die zeigen, dass derzeit schon sehr viel Gutes 
für die Menschen in Wien mit den sozialen Dienst-
leistungen der mobilen Pfl ege  bewirkt wird – um 
ein Beispiel zu nennen (siehe Abbildung 5).

Quelle: Fonds Soziales Wien 2014.

Abb. 3. Soziale Sicherheit in Verbindung mit einigen Teilaspekten.
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Quelle: http://impact.zewo.ch/de/wirkungsmessung/wirkungsmessung_wozu

Abb. 4. Drei „treibende Kräft e“ der Wirkungsorientierung 

(laufendes) Lernen: 
Was bewirkt „soziale Sicherheit“ und „Lebensqualität“ für Menschen in 
Wien – in einer sich stetig verändernden Welt?
Lenken: 
Was ist essentiell  „steuerungsrelevant“ – in diesem komplexen System 
der sozialen Dienstleistungserbringung?
Legitimieren, Präsentieren, Positionieren: 
Wie kann nachgewiesen werden, dass die gewünschten Wirkungen im 
angestrebten Ausmaß erreicht werden? 
Über den Legitimationsgedanken hinaus ist es dem FSW ein großes 
Anliegen, anhand des Wirkungscontrollings Geleistetes zu präsentieren 
und die Positionierung der Wirkungskoalition und des FSW innerhalb 
des Wiener Sozial-und Gesundheitssystems darzustellen.

 
Quelle: Fonds Soziales Wien 2014.

Abb. 5. Ergebnisse der KundInnen-Befragung im Bereich mobile Pfl ege im Jahr 2012
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Beim Aufb au des Wirkungscontrollings für ein komplexes 
organisatorisches System wie dem FSW in Verbindung mit 
den leistungserbringenden Partnerorganisationen gibt es 
selbstverständlich auch einige Herausforderungen. Bereits 
innerhalb des eigenen Unternehmens braucht es die Ab-
stimmung der verschiedenen Bilder und Ansätz e der Wir-
kungsorientierung. Die Identifi zierung der bestgeeignetsten 
Abstraktionsebene bei der Datengewinnung für spezifi sche 
Fragestellungen und die Einigung, auf welcher Manage-
ment-Ebene welche wirkungsorientierten Themen angesie-
delt sind, stellen nur einige der zentralen Aufgaben dar, die 
bewältigt werden müssen. Gleichzeitig gilt es, einerseits der 
Komplexität der Wirkungsorientierung inhaltlich gerecht zu 
werden und andererseits diese auf ein handhabbares und im 
Arbeitsalltag nutz bringendes Maß beschränkt zu halten. Der 
Abstimmungsbedarf innerhalb der Wirkungskoalition (FSW 
– leistungserbringende Organisationen – KundInnen) bringt 
ein zusätz liches Handlungsfeld mit sich und erhöht die Her-
ausforderung im richtigen Umgang mit der Komplexität. 
Der Fonds Soziales Wien befasst sich als innovativer Gestalter 
im Wiener Gesundheits- und Sozialbereich gerne mit diesem 
Aufgabenfeld, weil er an die Sinnhaftigkeit glaubt. Nachhal-
tig, wirkungsstark und Ressourcen-bewusst für die Soziale 
Sicherheit unter Bedachtnahme auf das Gerechtigkeitsemp-

fi nden der Wiener Bevölkerung zu arbeiten, ist ein Ziel, für 
das es sich stetig zu arbeiten lohnt. 

Quellenverzeichnis : 
Mikula, G. (1980). Gerechtigkeit und soziale Interaktion. 

Bern, Stutt gart, Wien: Huber.

Mikula, G. (1980). Zur Rolle der Gerechtigkeit in Aufteilungs-
entscheidungen. In Mikula, G. (Hrsg.), Gerechtigkeit 
und soziale Interaktion (141-184). Wien: Huber.

Phineo, Wirkungsorientierte Steuerung in Non-Profi t-Orga-
nisationen, Verfügbar unter: 

htt p://www.phineo.org/publikationen/besser-wirken-trans-
parenter-arbeiten/ (2013-10-04)

Zewo Stiftung, Schweizerische Zertifi zierungsstelle für ge-
meinnütz ige, Spenden sammelnde Organisationen, 
Wirkungsmessung in der Entwicklungszusammen-
arbeit, Zewo-Leitfaden für Projekte und Programme. 
Verfügbar unter: htt p://impact.zewo.ch/de/wirkungs-
messung/ (2013-10-04)
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Egon-Matzner-Preis für Sozioökonomie /
Egon-Matzner-Award for Socio-Economics 2014

Im Jahr 2014 wurde der Egon-Matzner-Preis für Sozioökonomie zum dritten 
Mal vergeben. Mit dem Preis werden junge Wissenschaft er/innen ausgezeich-
net, die in den Bereichen Sozioökonomie, heterodoxe Ökonomik, evolutionä-
re Ökonomik, institutionelle Ökonomik, Finanzwissenschaft  und fi skalischer 
Föderalismus, sowie Infrastrukturökonomie und –politik forschen.

Im Besonderen werden Arbeiten ausgezeichnet, die praktische und empiri-
sche Probleme in den genannten Bereichen auf Basis einer starken theoreti-
schen Fundierung behandeln, Grenzen von Denkschulen und Paradigmen 
überschreiten und/oder interdisziplinäre Perspektiven aufzeigen.

am 12. 6. 2014 an der TU Wien
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Laudatio zur Verleihung des
Egon-Matzner-Preises 2014 an Simon Sturn

Wolfgang Blaas

der Preis, den wir heuer schon zum dritt en Mal verleihen, 
ist nach Egon Matz ner benannt (“EM-Preis”). Er war Grün-
dungsprofessor des damaligen Instituts für Finanzwissen-
schaft und Infrastrukturpolitik – heute unser Fachbereich 
– und Vorstand des Instituts bis 1985. In diesem Jahr über-
nahm der die Leitung des Wissenschaftszentrums Berlin, 
und Wilfried Schönbäck folgte ihm als Vorstand.
Matz ner hatt e ziemlich klare Vorstellungen darüber, welche 
Themen und Methoden in der ökonomischen Forschung do-
minieren sollten, und diese fi nden sich auch im Ausschrei-
bungstext des Preises. Dort heisst es, dass

Arbeiten in folgenden Themenbereichen gefördert werden 
sollen:

- Sozioökonomie, heterodoxe Ökonomik
- Evolutionäre Ökonomik
- Institutionelle Ökonomik
- Finanzwissenschaft und fi skalischer Föderalismus
- Infrastrukturökonomie und –politik

Und weiters, dass im Besonderen Arbeiten ausgezeichnet 
werden können, die

- praktische und empirische Probleme in den oben ge-
nannten Bereichen behandeln,

- Grenzen von Denkschulen und Paradigmen über-
schreiten und/oder

- interdisziplinäre Perspektiven aufzeigen.

Es gab heuer 16 Einsendungen bzw.  Bewerbungen um den 
EM-Preis. Im Gegensatz  zum Vorjahr haben wir uns heuer 
– wiederum mithilfe eines internationalen Gutachterteams – 
aber ziemlich schnell auf eine Arbeit als die zu prämierende 
geeinigt, nämlich auf die von Simon Sturn, und ich darf den 
Preisträger kurz vorstellen:
Simon Sturn ist gebürtiger Vorarlberger und hat an der Wirt-
schaftsuniversität Wien Ökonomie studiert. Während und 
nach seinem Studium hat er fachliche Erfahrungen als For-
schungsassistent u.a. am WIFO, der Kontrollbank oder auch 
an der WU selbst sammeln können. Er hat diese dann bei 
seiner ersten Anstellung am bekannten IMK (Institut für Ma-
kroökomie und Konjunktur) in Düsseldorf weiter ausbauen 

können. Derzeit macht er seinen Ph.D. in den USA, und zwar 
an der renommierten University of Massachusett s in Am-
herst. Und es ist eine glückliche Fügung, dass ihn auch ande-
re Verpfl ichtungen nach Österreich geholt haben, sodass er 
heute seinen Preis auch persönlich entgegen nehmen kann.
Simon Sturn wird sein Arbeit im Anschluss an die Preisver-
leihung dann selbst kurz vorstellen. Lassen Sie mich aber nur 
ein paar Worte dazu sagen:
Die Ökonomie ist in einem bedauernswerten Zustand. Wenn 
ein renommierter Ökonomie-Professor in einer international 
beachteten Publikation schreiben kann – oder muß – ich zitie-
re: „der Großteil der Ökonomie ist irrelevant“1 , so mag das 
vielleicht die Meinung nur einer Minderheit von Ökonomen 
widerspiegeln. Allerdings, so vermute ich, einer Minderheit 
unter altgedienten Ökonomen.
Die jungen und jüngeren Ökonomen geben sich nicht (mehr) 
zufrieden mit dem, was ihnen an Universitäten und in Lehr-
büchern vorgesetz t wird. Sie fordern lautstark eine Verbesse-
rung – zumindest einmal der Ausbildung, etwa durch stärker 
pluralistisch orientierte Curricula.
Der Weg aus der Sackgasse der Irrelevanz ist weit und müh-
sam. Ihn zu gehen erfordert nämlich nicht mehr und nicht 
weniger, als  die wirtschaftliche Realität wieder vollständig  
in die Ökonomie zurückzuholen. Was bedeutet das aber kon-
kret?
Erstens geht es um das Miteinbeziehen der institutionellen 
Gegebenheiten wirtschaftlichen Handelns, und damit sind 
nicht nur die gesetz lichen Rahmenbedingungen, sondern 
auch die gesellschaftlichen und kulturellen Verhaltensnor-
men gemeint, und damit ist eine Öff nung in Richtung Inter-
disziplinarität verlangt.
Zweitens kann die Auseinandersetz ung um Theorien und 
Modelle nicht ohne empirisch-statistische Über prüfung statt -
fi nden, so schwierig das auch in einer Disziplin sein mag, wo 
das kontrollierte Experiment – zumindest auf makroökono-
mischer Ebene – nicht möglich ist. 

1  „… kann man mit Fug und Recht behaupten, dass die Ökonomie 
größtenteils irrelevant ist (a) als Beschreibung der Funktions-
weise der Wirtschaft und (b) als Richtschnur für angemessene 
wirtschaftspolitische Empfehlungen“. R. A. Werner, Neue Wirt-
schaftspolitik. München 2007, S. 250.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,
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Und dritt ens ist die Sinnhaftigkeit ökonomischer Forschung 
von ihrer wirtschaftspolitischen und gesellschaftlichen Rele-
vanz her zu beurteilen. Ökonomische Forschung, die diesen 
Test nicht besteht, ist nur Selbstgespräch im Elfenbeinturm.
Die Arbeit von Simon Sturn erfüllt in hervorragender Weise 
alle diese Forderungen – ich denke, dass das auch ganz klar 
werden wird, wenn Kollege Sturn dann seine Arbeit vorstellt.
Sie ist daher ein exzellenter Beitrag zum beschwerlichen Weg 
aus der Irrelevanz der Ökonomie, und man würde sich wün-

schen, dass die Aufsätz e vor allem in den sogenannten „top 
journals“ die genannten Kriterien in ähnlicher Weise erfüllen 
würden.
Der Preis, den wir heute Simon Sturn verleihen, soll jeden-
falls ein Bestärkung für ihn sein, diesen Weg weiter zu gehen.

Wolfgang Blaas

Wien, 12. Juni 2014
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How do corporatist and liberal labour markets 
diff er, and what does it mean
for economic policy?* 

Simon Sturn

Abstract
How do labour market institutions aff ect unemployment? Whereas some empirical studies fi nd that mainly such institutions explain un-
employment, others argue that this correlation is not robust. By means of a survey of the literature I provide evidence that one explanation 
for these contradictory results is that labour market institutions aff ect unemployment diff erently within distinct labour market regimes. 
Because of institutional complementarities and a trade-off  between external and internal fl exibility, certain labour market institutions yield 
distinct impacts on unemployment within labour markets characterized by a high degree of corporatism, good labour relations, and high 
internal fl exibility. Th us it is crucial for policymakers to take institutional complementarities into account when reforming the labour mar-
ket.

1.  Introduction 
Until now there exists no empirical consensus explanation on 
the causes of high unemployment. Several econometric stud-
ies investigate this topic, but the results are very ambiguous. 
According to the “standard explanation”, structural unem-
ployment is driven by labour market fl exibility. This view is 
confi rmed by many authors who argue that unemployment 
is primarily the result of rigid labour markets (e.g. OECD, 
1994; Nickell, 1997; IMF, 2003; Nickell et al., 2005; Bassanini 
and Duval, 2006, 2009).
But several researchers object that the empirical support for 
this view is not conclusive. For example, Blanchard and Katz  
(1997: 67) argue that “the crosscountry evidence on the rela-
tion of unemployment to rigidities is less than fully support-
ive.” Fitoussi et al. (2000: 257), referring to the OECD Jobs 
Study series, fi nd that “the institutional reforms in the OECD 
proposal can only be a small part of the story.” Baker et al. 
(2004: 15) consider the impact of labour market institutions 
on unemployment nebulous: “While it is possible to con-
struct multivariate regressions that fi nd signifi cant relation-
ships between various labour market institutions and the un-
employment rate, it is also easy to construct equally plausible 
regressions that do not.” Baccaro and Rei (2007: 563) show 
that “the impact of labor market institutions is, for the most 
part, not robust and that unemployment is mostly increased 

by high real interest rates and independent central banks.” 
Freeman (2007: 19) summarises that “despite considerable 
eff ort, researchers have not pinned down the eff ects, if any, 
of institutions on […] unemployment and employment.” Bell 
and Blanchfl ower (2009: 15f) conclude:

“The orthodox explanation of unemployment that ar-
gues that institutions matt er has been subject to fairly 
extensive econometric testing, and in recent years, the 
validity of the empirical results supporting this view 
has been called into question. It has proved diffi  cult to 
[…] show that any of the labour market rigidity vari-
ables work.”

They also doubt that labour market institutions interacting 
with macroeconomic shocks explain unemployment satisfac-
torily, as is argued by Blanchard and Wolfers (2000).
The impact of labour market institutions on unemployment 
is an ongoing debate. In this article I discuss the possibility 
that one reason why it is hard to detect a robust impact of 
labour market institutions on unemployment is that there 
exist several labour market regimes in OECD countries. Ex-
ternal labour market fl exibility might not play the same role 
in determining unemployment in corporatist labour market 
regimes as in non-corporatist ones. 

* Th is article expands on the literature survey in: Sturn, S. (2013). Are corporatist labour markets diff erent? Labour market regimes and 
unemployment in OECD countries. International Labour Review, 152(2), 237–254.
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2.  Is there evidence for diff erent 
labour market regimes?
As is illustrated in the introduction, it is often stated that the 
“standard” linear estimates of reduced-form unemployment 
equations, where institutions explain the development of un-
employment, are not robust or may even be misspecifi ed. In 
response, one focus of recent research has been on institu-
tional complementarities. Institutions are complementary if 
the presence of one increases or decreases the returns from 
the other (Hall and Soskice, 2001: 17). This helps to explain 
why countries with very diverse institutional sett ings and 
diff erent degrees of labour market fl exibility have equally 
low unemployment rates.
Several studies tested for institutional complementarities. 
Some of them focused on the wage-bargaining system, as it 
seems to have important empirical eff ects on labour markets. 
For example, Elmeskov et al. (1998) test for complementari-
ties between some labour market institutions and/or bargain-
ing centralisation/coordination in OECD countries. They fi nd 
evidence that diff erent collective bargaining arrangements 
infl uence the way in which employment protection legisla-
tion and the tax wedge aff ect unemployment. Belot and van 
Ours (2004) fi nd that unemployment benefi t replacement 
rates and tax rates reinforce each other, and that in countries 
where bargaining mainly takes place at the fi rm level, em-
ployment protection legislation has a strong negative eff ect 
on unemployment, while union density has a positive one. 
Bassanini and Duval (2006) explain unemployment in OECD 
countries econometrically with a new labour market institu-
tions data set, compiled by the OECD. They estimate stan-
dard reduced-form unemployment equations, but also iden-
tify institutional complementarities. Although they do not 
pay explicit att ention to these results, they fi nd that the im-
pact of the tax wedge on unemployment is lower in countries 
with decentralised wage bargaining, and that employment 
protection legislation aff ects unemployment only in coun-
tries with decentralised wage bargaining.
While much of the empirical literature focuses on interac-
tions between labour market institutions, the OECD (2006: 
183-205) follows a diff erent approach. In this study 24 OECD 
countries are grouped into clusters according to their in-
stitutional labour market sett ings in the early 2000’s (see 
Table 1). Principal components analysis is used to identify 
them. When analysing the labour market performance of 
these clusters, the fi ndings are that the “North and Central 
European countries” are as successful in achieving low un-
employment as the “English-speaking countries”, although 
these two clusters exhibit strong institutional diff erences in 
nearly every selected area. For example, the generosity of the 
unemployment benefi t system and union bargaining cover-
age are highest in the North and Central European countries, 
and lowest in the English-speaking countries. The North and 
Central European countries also have a higher tax wedge, 
higher union density, stricter employment protection legisla-
tion, and spend most on active labour market policy. Accord-
ing to the OECD (2006: 192), “[t]his suggests that there is not 
a single road for achieving good employment performance.”1

1  As is shown in Table 1, the “North and Central European coun-
tries” are also most successful in keeping income inequality low.

The approach of OECD (2006) has enriched the debate, since 
it acknowledges that labour market institutions are part of a 
broader institutional model and that diff erent labour market 
regimes exist. This fi nding is also confi rmed in Sturn (2013). 
For a set of 20 OECD countries in the period 1985-2008, evi-
dence of diff ering impacts of labour market institutions on 
unemployment in corporatist labour markets is presented. 
Strict employment protection legislation is found to go along 
with lower unemployment in corporatist labour markets.

3.  Why does the impact of 
institutions on unemployment 
depend on the labour market regime?
As is argued in the literature on “varieties of capitalism”, in-
stitutions are elements of complex socio-economic arrange-
ments and strategic interactions, and fulfi l diff erent functions 
within distinct economic regimes (e.g. Hall and Soskice, 2001; 
Amable, 2003; Freeman, 1998, 2000). Indeed, there is growing 
evidence that important variables are omitt ed in the standard 
approach of explaining unemployment only with standard 
labour market institutions, and that these institutions do not 
play the same role in all institutional regimes.
First, Estevez-Abe et al. (2001) argue that if employment and 
income protection is high, as is particularly the case in corpo-
ratist countries, workers are more willing to invest in fi rm- 
and industry-specifi c skills (see also Harcourt and Wood, 
2007). In turn this makes it more att ractive for fi rms to invest 
in skill-intensive production techniques. Because of the re-
sulting international institutional comparative advantage of 
these fi rms in a particular skill-intensive production niche, 
strict employment protection legislation and high unemploy-
ment benefi ts are favourable for employees and employers. 
This is in turn refl ected by good labour relations.
Supportive cross-country evidence is presented by Bassanini 
and Ernst (2002a and 2002b). They fi nd that the stricter is em-
ployment protection in countries with a coordinated system 
of industrial relations, the greater is their technological com-
parative advantage in “routinised” industry-specifi c inno-
vation regimes, where fi rms undertake incremental innova-
tions along an existing technological trajectory (e.g. electronic 
components, aircrafts and spacecrafts). The reverse eff ect of 
employment protection legislation is found for decentral-
ised countries. They argue that industries characterised by a 
routinised innovation regime have a strong incentive to use 
the fi rm’s internal labour market. “[S]tringent employment 
protection and coordinated systems of industrial relations, 
by aligning workers’ and fi rms’ objectives, enhancing the ac-
cumulation of fi rm-specifi c competencies and encouraging 
fi rm-sponsored training, may allow fi rms to fully exploit the 
potential of the internal labour market.” (2002a, p. 419)
Related arguments are put forward by Blanchard and Phil-
lipon (2004) and Feldmann (2006). They fi nd that good la-
bour relations (which are highly correlated with corporatism; 
see Table 2) decrease unemployment. Good labour relations 
increase the probability of concessions of workers to over-
come adverse economic shocks. They further decrease labour 
turnover, making employers more willing to invest in hu-
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Tab. 1. Diff erent regimes of the labour market according to OECD (2006)a

Source: OECD 2006: 191, own presentation

a  Th is country classifi cation is derived from a Principal Component Analysis, a simple statistical technique which helps 
to identify existing combinations of policy settings and to highlight similarities and diff erences across countries. How-
ever, some countries are barely representative of the group of countries to which they belong, being close to the frontier 
between two regimes of labour market functioning. Th is is for instance the case for Austria, Finland, Germany, Ireland, 
Japan, Korea, Portugal, Sweden and Switzerland.

b  Th is group of countries includes Australia, Canada, Japan, Korea, New Zealand, Switzerland, the United Kingdom and 
the United States.

c  Th is group of countries includes Austria, Denmark, Ireland, the Netherlands, Norway and Sweden.
d  Th is group of countries includes Belgium, Finland, France, Germany, Italy, Portugal and Spain.
e  Th is group of countries includes the Czech Republic, Poland and the Slovak Republic.
f  Average unemployment benefi t replacement rate across two income situations (100% and 67% of APW earnings), 

three family situations (single, with dependent spouse, with spouse in work), over a fi ve-year period of unemployment.
g  ALMP expenditures per unemployed workers as a percentage of GDP per capita.
h  Tax wedge between the labour cost to the employer and the corresponding net take-home pay of the employee for a 

couple with a dependent spouse and two children earning 100% of APW earnings.
i  Total expenditures on active and passive measures as a percentage of GDP.
j  ALMP expenditures as a percentage of GDP.
k  Gini index for total population. Not available for Korea and the Slovak Republic.
l  Calculated as the proportion of the population with income below 50% of the current median income. Not available 

for Korea and the Slovak Republic.
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man capital of their employees, and employees become more 
motivated to acquire fi rm-specifi c skills and to make propos-
als for an improvement of production techniques and work 
organisation. This results in higher productivity and lower 
unemployment. According to these arguments, employment 
and income protecting institutions, good labour relations, 
skill investments of workers and low unemployment are in-
terrelated in a systematic way in corporatist countries.
Second, the standard-approach focuses only on indicators for 
external labour market fl exibility. But, especially in corporat-
ist countries, internal fl exibility might be as important to ad-
just production capacities and costs to actual demand. While 
with external fl exibility this adjustment is achieved via hir-
ings or dismissals, with internal fl exibility the same outcome 
is obtained through variations in regular working hours 
and overtime work, working time accounts, and (publicly 
funded) short-time work schemes.2 Eichhorst et al. (2010) 
construct a quantitative indicator for 16 European countries 
in 2003, which includes measures of internal fl exibility. They 
also consider information on functional fl exibility, which re-
quires a skilled and fl exible labour force adapting to struc-
tural change (external functional fl exibility), or a fl exible 
organisation of the production process (internal functional 
fl exibility). When internal fl exibility is included in their sum-
mary fl exibility indicator, especially for countries typically 
described as corporatist – like Austria, Denmark, Finland, 
Germany, the Netherlands, and Sweden (see Table 2) – much 
greater overall fl exibility is evident. Denmark, Finland, and 
Germany emerge as even more fl exible than the UK. This 
suggests that important indicators for fl exibility are omitt ed 
when focusing only on standard labour market institutions.
What’s more, the results of Eichhorst et al. (2010) confi rm 
that there exist diff erent labour market regimes. The so called 
“liberal market economies” (Hall and Soskice, 2001) or Anglo 
Saxon countries are on average characterised by high exter-
nal fl exibility, but low internal fl exibility. The corporatist or 
“coordinated market economies” (Hall and Soskice, 2001) in 
Northern and Central Europe show a high degree of internal 
fl exibility and a low degree of external fl exibility. And some 
southern European countries are below average in external 
and internal fl exibility measures. This helps to explain why 
some countries with very “rigid” labour markets – when fo-
cusing on indicators of external fl exibility – are very success-
ful in achieving low unemployment.
And third, the standard-approach assumes that wage-mod-
eration, higher work eff ort and a smoother adjustment of la-
bour supply and demand is achieved through pressure on 
unions and unemployed via the deregulation of labour mar-
kets. While this may be a reasonable approximation for the 
functioning of labour markets in liberal market economies, it 
is a very crude description of the process of wage bargaining 
and labour market policy in corporatist economies. In these 
countries, employer associations, unions and (perhaps even) 
the government negotiate wages, working time and (perhaps 
even) labour market and social policy (see Aidt and Tzan-

2  The German experience in the “Great Recession”, where GDP 
dropped by more than 6% from peak in 2008 to trough in 2009, 
and employment remained nearly constant, while working 
hours were drastically reduced, illustrates the importance of 
internal fl exibility in determining unemployment (Möller, 2010; 
Herzog-Stein et al., 2013).

natos, 2002, for a survey of the literature on corporatism). So-
cial partners consider the situation of the whole economy in 
decision-making, and may respond to rising unemployment 
from macroeconomic shocks with social pacts and other ar-
rangements to fi ght unemployment (e.g. Visser, 1998; Bacca-
ro, 2003). Therefore, external labour market fl exibility plays a 
less relevant role in achieving low unemployment in a corpo-
ratist environment.
In the literature on (neo-)corporatism and social partnership, 
it is further argued that trade unions are compensated by the 
government for wage moderation and social peace (Headey, 
1970; Schmitt er, 1977; Lange and Garrett , 1985; Alvarez et al., 
1991). Although this tendency has probably decreased since 
the 1970s (Hassel, 2003), it still plays a certain role (Hicks 
and Kenworthy, 1998; Hemerijck et al., 2000; Baccaro, 2003; 
Brandl and Traxler, 2005). This means that there is some 
trade-off  between internal and external fl exibility in corporat-
ist countries. Also the OECD (2010: 63) points out that there is 
evidence for a cross-country trade-off  between low employ-
ment protection regulation and high internal fl exibility.
To sum up, internal fl exibility plays an important role in 
adapting labour demand to labour supply especially in cor-
poratist countries. In wage bargaining processes in corporat-
ist countries (with good relations between the social partners 
and the state) workers’ representatives accept increasing in-
ternal wage and working time fl exibility, but receive some 
compensation in the form of job and income security. There 
exists a (certain) trade-off  between internal and external fl ex-
ibility as a result of the political economy of wage bargaining 
in corporatist countries. These mechanisms are amplifi ed by 
the impact of good labour relations and employment and in-
come protection on the skill-investments and productivity of 
workers. Therefore, external labour market fl exibility, espe-
cially in the form of employment protection legislation and 
unemployment benefi ts, shows a diff erent impact on unem-
ployment in corporatist labour market regimes. 

4.  Concluding remarks and policy 
implications
In this article it is argued that labour markets function dif-
ferently in corporatist labour market regimes than in non-
corporatist regimes for mainly two reasons. Firstly, internal 
fl exibility is much higher in corporatist labour markets than 
in non-corporatist. Therefore, overall fl exibility is especially 
underestimated in corporatist labour markets when focusing 
only on standard labour market institutions for external fl exi-
bility. Secondly, there is evidence for a trade-off  between high 
internal and external fl exibility, due to the political economy 
of wage bargaining processes. Therefore, labour market in-
stitutions play a diff erent role in corporatist regimes than in 
non-corporatist ones.
This casts doubts on the view proposed by OECD (1994), 
IMF (2003), and others, that labour market deregulation is a 
universal panacea against high unemployment. There is clear 
evidence in the literature for diff erent labour market regimes, 
which are able to achieve low unemployment through diff er-
ent channels. Following the deregulation paradigm in corpo-
ratist economies may reduce the quality of labour relations 
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and the willingness of employees to cooperate in aspects of 
internal fl exibility, as well as the necessity for social partners 
to deal with these issues. Therefore external fl exibility in-
creases, but this may be outweighed by a reduction in inter-
nal fl exibility, with unclear or negative net-eff ects on unem-
ployment. Partial deregulation in a corporatist country can 
push its labour market into the intermediate position of hav-
ing relatively low external and internal fl exibility. Therefore, 
taking account of a country’s specifi c labour market regime 
and institutional complementarities is crucial for successful 
employment policy.
This review is also helpful for answering why in the Great 
Recession “[u]nemployment generally rose by less in those 
countries which had strict employment protection legisla-
tion, as it did in those countries with relatively high collec-
tive-bargaining coverage” (Amable and Mayhew, 2011: 207), 

even after correcting for the severity of the drop in output 
and the strength of macro policy responses. High internal 
fl exibility in these countries allowed fi rms to hoard labour 
during the recession, which helped to distribute low labour 
demand more equally.
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BUCHHINWEIS:
Perspektiven der staatlichen Aufgabenerfüllung.
Für Wilfried Schönbäck zum 70. Geburtstag

 Die Rolle des Staates und die Bedeutung und Form staatli-
chen Handelns haben sich in den letz ten 40 Jahren unzwei-
felhaft gewandelt. Bis in die 1970er Jahre hinein war die 
Wirtschaftspolitik geprägt von der Vorstellung, dass der 
öff entliche Sektor die wirtschaftlichen Aktivitäten und den 
Konjunkturzyklus „steuern“ könne. Mit der zunehmenden 
internationalen Verfl echtung der Volkswirtschaften, der In-
tegration in Europa, dem Aufb rechen starrer Wechselkurse, 
den Energiepreisschocks mit dem gleichzeitigen Auftreten 
von Infl ation und Arbeitslosigkeit, und der schwachen Vor-
stellung der keynesianisch geprägten staatlichen Instrumen-
te wandelten sich auch die Ansprüche an den öff entlichen 
Sektor (den Staat). Insbesondere mit dem Einzug des Neo-
liberalismus – also der Ansicht, dass die freien Marktkräfte 
praktisch immer und überall zu einer effi  zienteren Alloka-
tion knapper Ressourcen führen würden – kam es zu einem 
breiten Rückzug des Anspruchs politischer Steuerung. In 
den Wirtschaftswissenschaften entwickelte sich eine Vielzahl 
verschiedener Denkschulen und theoretischer Ansätz e. Wil-
fried Schönbäcks „Individuelle Unsicherheit als Gegenstand 
staatlicher Intervention“ (1980) sowie Egon Matz ners „Der 
Wohlfahrtsstaat von morgen“ (1982) sind zwei Beispiele von 
österreichischen Werken, die für eine diff erenzierte, aber 
grundsätz lich bejahende Rolle staatlicher Eingriff e eintreten 
und aus einer dem Staat durchaus wohlwollenden Perspek-
tive neue theoretische Ansätz e für die Wirtschaftspolitik und 
für staatliches Handeln formulieren.

Der Sammelband befasst sich mit einer Reihe von zentralen 
Fragen zur öff entlichen Aufgabenerfüllung, unter anderen:

- Gibt es aus ökonomisch-theoretischer Sicht Argu-
mente für staatliche Eingriff e?

- Welche öff entlichen Güter sollen bereit gestellt 
werden, bzw. welche externen Eff ekte sollen ver-
mieden werden?

- Mit welchen Instrumenten soll der Staat eingrei-
fen?

- Welche anderen Aufgaben (Zielsetz ungen) kann/
soll der Staat – neben der Verbesserung der alloka-
tiven Effi  zienz – noch übernehmen?

- Sind „Markt“ und „Staat“ im Widerspruch?

Im vorliegenden Sammelband werden diese Grundfragen 
auf vielfältige Art aufgegriff en und aus verschiedenen Pers-
pektiven beantwortet. Die Autorinnen und Autoren, die alle 
ein Stück ihres wissenschaftlichen Weges gemeinsam mit Phil 
Schönbäck gegangen sind, heißen in alphabetischer Reihen-
folge:  Helfried Bauer, Wolfgang Blaas, Johann Bröthaler, Ben 
Davy, Michael Getz ner, Rudolf Giffi  nger, Gerlinde Gutheil-
Knopp-Kirchwald, Peter Henseler, Karl Kamper, Gerhard 
Rüsch, Leopold Schefcik, Margit Schratz enstaller-Altz inger, 
Christof Schremmer. 
Erhältlich beim Verlag Österreich (htt p://www.verlagoester-
reich.at/) und im Buchhandel.

Blaas/Bröthaler/Getzner/Gutheil-Knopp-Kirchwald
(Hrsg), Perspektiven der staatlichen 
Aufgabenerfüllung. Zwischen budgetärer Knappheit 
und integrativem Anspruch Für Wilfried Schönbäck 
zum 70. Geburtstag.
Verlag Österreich.

364 Seiten, gebunden

ISBN: 978-3-7046-6554-6 

€ 85,00  inkl gesetzlicher MwSt
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Fotos zur IFIP-Jahrestagung 2014

Abschließend bieten wir Ihnen noch eine kleine Auswahl an Bildern zur 
IFIP Jahrestagung 2014 und der Verleihung des „Egon-Matzner-Preises 
für Sozioökonomie“.

Fotos:
IFIP, TU Wien, 2014 (Julia Bröthaler).
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Gerlinde Gutheil-Knopp-Kirchwald

Michael Getzner Peter Stanzl

Justin Kadi
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Hermann Schuster Marc Diebäcker

Gesa Witthöft Irene Rieger
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Wolfgang Blaas

Gabriele Matzner-Holzer, Simon Sturn und Wolfgang Blaas

Johann Bröthaler
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Simon Sturn Ben Davy

Wilfried Schönbäck einige Impressionen aus dem Publikum
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